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Eingetragen in dir
S Pokktreitungslifſte. 3

Als um die Mitte des vorigen Jahres der deutſche Kaiſer
in ſeiner Königsberger Rede ſich als „Jnſtrument des Him
mels“ bezeichnete, hat er tatſächlich nur der echt konſervativen
Anſchauung Ausdruck verliehen, d. h. derjenigen Anſchauung,
die der ganzen Politik des gegenwärtigen reaktionären Regi-
ments in Deutſchland zugrunde liegt. Da nun der bald be
ginnende Reichstagswahlkampf gegen die Reaktion geführt
werden und die Beſeitigung der recktionären Herrſchaft zum
Ziel haben ſoll, ſo dürfte es angebracht ſein, dieſen konſer
vativen Gedankengang, der wie geſagt die Seele der
Reaktion bildet, etwas genauer kennen zu lernen, da man
einen politiſchen Gegner nur dann wirkſam bekämpfen kann,
wenn man über ſeine Natur und ſein Weſen genügend unter
richtet iſt.

Es braucht kaum geſagt zu werden, daß der innerſte Kern
aller konſervativen Jdeen der Gedanke von der Ungleich-
heit iſt, das heißt der Gedanke, daß die Menſchen ungleiche
Rechte haben und in Abhängigkeit gehalten werden müſſen.
Alſo gerade der Gegenſatz zu den einſt liberalen Gedanken von
Freiheit und Gleichheit. Von einem geordneten Staatsweſen
verlangt der Konſervative eine mannigfache ſoziale Abſtufung,
derart, daß die unteren Klaſſen den höheren unterworfen, alſo
unfrei ſind, indes die höheren größere Rechte und Freiheiten
genießen als die unteren. Aus dieſer ihrer Meinung von den
Notwendigkeiten des Staates haben die Konſervativen nie ein
Hehl gemacht; die liberale Lehre, daß es ein Erfordernis der
Gerechtigkeit ſei, allen Menſchen gleiches Recht und damit denn
auch perſönliche Freiheit zu gewähren, haben ſie ſtets mit
überlegenem Lächeln abgetan. Jedoch, wenn es nun darauf
ankommt, ihre eigene Meinung von dem Segen der Ungleich
heit zu begründen und deren Richtigkeit zu beweiſen, dann
geraten ſie in einige Verlegenheit. Urſprünglich ſo vor 50
bis 100 Jahren waren ja die Konſervativen in Deutſchland
nichts weiter als die politiſchen Verteidiger der Adelsherrſchaft.
Und die Herrſchaft des Adels beruhte auf der Abhängigkeit
und Rechtsbenachteiligung der unteren Klaſſen. Sie mußte
ſtürzen, ſobald der Satz vom gleichen Recht für alle zum Siege
gelangte. Dies war der eigentliche Grund, weshalb die Konſer-
vativen von jeher das gleiche Recht abgelehnt haben. Aber dies
offen auszuſprechen, war nicht nach dem Geſchmack der Konſer-
vativen. Auch iſt es fraglich, ob ſie den Zuſammenhang ſo klar
durchſchaut haben. Keine bürgerliche Partei will zugeben,
daß ſie die Sonderintereſſen einer Klaſſe vertritt; jede be-
hauptet, nur das „allgemeine Wohl“ im Auge zu haben. So
wußten die Konſervativen, daß bei dem damaligen Zuſtand
Privilegien des Adels, Abhängigkeit der anderen Klaſſen
der Adel ſich wohl befand; ſie verwechſelten dann einfach das
Wohl dieſer einen Klaſſe mit dem Wohl der „Geſamtheit“, und
behaupteten: die Einführung des gleichen Rechtes müſſe die
„Geſamtheit“ ruinieren, während ſie in der Tat nur die be-
queme Lage des Adels geſchädigt hätte.

Wenn nun aber die Konſervativen nicht zugeben wollten und
konnten, daß nur die brutale Selbſtſucht der damals herrſchen-
den Klaſſe ihre politiſche Forderung der Ungleichheit begrün-
dete, dann mußten ſie ſich nach einer anderen Begründung um
ſehen. Und die entnahmen ſie dem Chriſtentum, deſſen
Grundlehre ſtellt der eigentliche Begründer der konſervativen
Partei, der Jude Friedrich Julius Stahl (der jedoch als evan
geliſcher Oberkirchenrat in Preußen ein gründlicher Sachkenner
war), mit folgenden Sätzen dar:

„Der Menſch iſt nicht bloß ſchwach und unvollkommen, er
iſt im Jnnerſten von Gott abgewendet und der Sünde und
Selbſtſucht verfallen. Das Dichten des menſchlichen Her-
gens iſt böſe von Jugend an. Das iſt bekanntlich die Grund-
lehre des Chriſtentums, und hierfür bietet es die Befreiung
durch Gottes Kraft, da ſich der Menſch durch eigene Kraft
nicht zu befreien vermag.“

Dieſe chriſtliche Lehre haben nun die Konſervativen ein
fach aus dem Religiöſen ins Politiſche übertragen. Jn der
Religion heißt es: der Menſch hat aus eigenem nicht die Kraft
und Fähigkeit, ſein ewiges Heil zu wirken; in der Politik
ſagen die Konſervativen: die Menſchen können aus eigener
Kraft ſich nicht regieren und verwalten, ja nicht einmal ſich
ernähren und exiſtieren; Gott muß ihnen helfen. Die Reli-
gion fährt dann fort: Gott hat in ſeiner Weisheit und Gnade
ſeinen Sohn auf die Erde geſandt, um die Erlöſung der
Menſchheit durchzuführen. Die konſervative Politik fährt fort:
als Mittel, die Menſchheit vor Untergang zu retten, hat Gottes
Güte die Ungleichheit des Rechts, den Staat, die Obrigkeit
geſchaffen. Wofür ihm die Menſchen dankbar ſein müſſen!

Das iſt in der Tat die Beweisführung der Konſervativen,
die man immer und überall trifft: das ganze Weltall und auch
die Menſchheit ſind von Gott erſchaffen. Nun ſind aber die
Menſchen nicht gleich; die einzelnen weiſen große Unterſchiede
auf an Körper, an Geiſt, an Fähigkeiten, an Neigungen uſw.;
ebenſo ſind die Menſchen in Klaſſen gruppiert mit verſchiedener
Lebenslage, verſchiedenen Rechten, verſchiedenen Anſchauungen
uſw. Alle dieſe Verſchiedenheiten ſind Gottes Werk, denn
wenn nicht einmal ein Sperling vom Dache fällt ohne Gottes
Willen, ſo müſſen die Geſchicke und Einrichtungen der Menſchen
noch viel mehr durch Gottes Willen ſein. Gott hat die Men
ſchen ungleich erſchaffen, er will alſo, daß ſie ungleich ſeien.
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Und auch der Grund und Zweck dieſer göttlichen Anordnung
ſind dem Konſervativen bekannt. Blieben die Menſchen auf
ſich ſelbſt, auf ihren eigenen Willen geſtellt, könnten ſie tun
und laſſen, was ſie wollen, ſo müßten ſie wegen ihrer tief-
innerſten Verderbtheit und Sündhaftigkeit jämmerlich zu
grunde gehen. Deshalb hat Gott den Staat erſchaffen,
jene Zwangsorganiſation, in die der einzelne ohne ſeinen
Willen hineingeſtellt iſt; jenes Syſtem von verſchiedenen
Klaſſen mit verſchiedenen Rechten, wo immer die Vielen den
Wenigen untergeordnet ſind, und die Wenigen wieder den noch
Wenigeren, bis an der Spitze über dem Ganzen die von Gott
eingeſetzte Obrigkeit ſteht. Die Pflicht jedes einzelnen iſt es
nun, innerhalb dieſer (von den Konſervativen ſo genannten)
„natürlichen Gliederung“ an ſeinem ihm von Gott zugewieſe-
nen Platze auszuharren und in den größeren Rechten der höhe-
ren Klaſſen Gottes Güte und Weisheit zu erkennen und zu
preiſen.

Dieſer Gedanke alſo, daß die Menſchen von Gott mit Vor-
bedacht ungleich erſchaffen ſind und deshalb nach göttlichem
Willen auch ungleiche Rechte haben müſſen, das iſt der echt
konſervative Gedanke, der ſich in der konſervativen Literatur
von den älteſten Schriften an bis auf den heutigen Tag immer
wieder vorfindet, und den Konſervativen ſo in Fleiſch und
Blut übergegangen iſt, daß ſie ihn ſelbſt in kleinen und klein-
lichen Dingen nicht los werden können. Hat doch die Kreuz-
zeitung, als in den 60er Jahren der Wunſch laut wurde, in
Deutſchland an Stelle von Rute, Elle und Zoll das Metermaß
einzuführen, dieſen Gedanken abgewehrt mit der Begründung:
gleiches Maß und Gewicht für alle Völker wären ja ſehr ſchön
und praktiſch, „Gott hat es aber nicht gewollt“, und „keine
menſchliche Macht iſt imſtande, dieſes göttliche Geſetz aufzu-
heben“.

Das unbedingte Vertrauen zu Gott und damit die unbe
dingte Unterordnung unter die Fügung in der Geſchichte, weil
ſie ja Gottes Fügung iſt, iſt demnach weſentlich für die konſer
vative Anſchauung.

Rußland und China.
Wie Ungeziefer ſich auf kranke Lebeweſen ſtürzt, um ihre

Schwäche auszunützen, ſo haben die ruſſiſchen Machthaber den
Augenblick, da ſie China durch innere Verwirrung und den
furchtbaren Schickſalsſchlag der Peſtepidemie wehrlos glaubten,
gewählt, um wieder einen der ſchon lange entbehrten Raub-
züge im fernen Oſten zu verſuchen und zugleich das durch die
ſchweren von Japan empfangenen Schläge tief geſunkene
„Preſtige“ bei der gelben Raſſe wieder etwas aufzufriſchen.
Haben ſie die Mandſchurei, das lange angefreſſene Plünde-
rungsgebiet, den Japanern überlaſſen müſſen, ſo iſt es dies
mal weiter weſtlich ein Gebiet, das an ruſſiſch Turkeſtan
grenzt, das ſie für die Zwecke der Reichsausdehnung aus-
erſehen haben. Südlich von Sibirien, zwiſchen Oſtturkeſtan
und der chineſiſchen Mongolei (zwiſchen dem 483. und 45. Grad
nördlicher Breite und dem 80. und 85. Grad öſtlicher Länge)
iſt das Gebiet von Kuldſcha, 60 000 Quadratkilometer groß,
das, nördlich und ſüdlich von hohen Gebirgen begrenzt, ſich
durch fruchtbaren Boden und mildes Klima auszeichnet. Aus
Vorwand von inneren Unruhen und Räubereien der eingebore-
nen Stämme war es bereits 1861 von ruſſiſchen Truppen be-
ſetzt, aber nach langwierigen Verhandlungen 1871 an China
zurückgegeben worden. Die Wanderungsbewegung der rühri-
gen chineſiſchen Raſſe hat auch dieſes Gebiet erfaßt und ihm
zu einer kräftigen wirtſchaftlichen Entwicklung verholfen.
Darin wurde China gehemmt durch den 1881 mit dem damals
allmächtigen Rußland geſchloſſenen „Grenzvertrag“, der
den ruſſiſchen Untertanen und beſonders den mit Militärge-
walt ausgeſtatteten ruſſiſchen Konſuln eine Reihe von Sonder-
rechten auf Koſten der Chineſen einräumt. Der Vertrag war
auf zehn Jahre abgeſchloſſen und lief jedesmal ſolange weiter,
falls er nicht gekündigt wurde. Da er in dieſen Tagen wieder
abläuft, hat China der ruſſiſchen Regierung mitgeteilt, daß es
diesmal kündige, um günſtigere Bedingungen zu erwirken.
Das gab den Anlaß zu dem mit gewohnter Brutalität betrie-
benen Vorgehen der ruſſiſchen Regierung.

Sie richtete an China ein Schriftſtück, das die chauviniſtiſche
Nowoje Wremja mit Recht als halbes Ultimatum,
d. h. wenig verſteckte Kriegsdrohung bezeichnet hat. Darin be
ſchwert ſie ſich, daß der Vertrag von China nicht gehalten
werde, und ſtellt ſpeziell ſechs Punkte auf, deren Anerkennung
gefordert wird. Es handelt ſich hauptſächlich um Anerkennung
der eigenen ruſſiſchen Gerichtsbarkeit im Gebiet und um die
Rechte der beſtehenden ſowie die Errichtung neuer Konſu-
late. Da jedes Konſulat eine Bedeckung von Koſaken hat,
ſo begreift ſich, daß China dieſe Forderung nicht als unbedenk-
lich anſehen konnte. Man denke nur an die Taten der ruſſi
ſchen „Schutztruppe“ in Perſien u. ä. Da Rußland ſich durch
den Mandſchureivertrag den Rücken gegen Japan, das gleich
falls an der chineſiſchen Beute knabbern möchte, geſichert hat,
auch der Zuſtimmung des Deutſchen Reichs zu ſeinen Plänen
ſicher zu ſein ſcheint, ſo war der Augenblick gut gewählt. Für
den Fall der Nichtanerkennung ſeiner Forderungen drohte die
ruſſiſche Regierung mit Anwendung der ihr geeignet erſchei-
nenden Maßnahmen. Es ſind auch Truppen an der Grenze
zuſammengezogen, und man rechnet mit der unmittelbar er-
folgenden Beſetzung der Landſchaft.
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Wider Erwarten iſt aber China nicht ſofort zu Kreuze ge
lrochen. Es rechnet wohl mit der mindeſtens moraliſchen
Deckung durch die Vereinigten Staaten und hat durch die Er-
fahrung gelernt, daß hinter den brutalen ruſſiſchen Drohun-
gen nicht immer die entſprechende Macht ſteht. Auch iſt ſeine
eigene Armee, wenngleich noch nicht ausgebaut, doch weſent
lich gegen früher entwickelt. Und das erwachende National-
gefühl läßt ein wehrloſes Ducken der Regierung, wie es früher
Sitte war, nicht mehr zu. So wird denn berichtet, daß auch
China Truppen an die Grenze entſendet. Und es hat die ruſ
ſiſche Note in ſehr ruhiger und feſter Weiſe beantwortet. Die
chineſſiſche Regierung ſchreibt, ſie ſei entſchloſſen, den Vertrag
voll zur Durchführung zu bringen, ſolange er beſtehe, wie das
auch bisher geſchehen ſei. Die Anlegung neuer Konſulate will
ſie anerkennen, ſobald die Handelsentwicklung ſolche erforder-
ten, was aber jetzt noch nicht der Fall ſei.

Die Beſchwerden Chinas gehen dahin, daß der Ver-
trag nicht nur einſeitig zu ſeinen Ungunſten abgefaßt ſei, ſon
dern auch von Rußland unredlich ausgelegt werde. Der Han-
del in jenem Gebiet iſt größtenteils in den Händen ruſſiſcher
Turkeſtaner, die namentlich den Teehandel monopoliſiert
haben. Die ruſſiſche Verwaltung und ihre Konſuln halten
auch ſcharf darauf, keine einheimiſche Konkurrenz aufkommen
zu laſſen, und haben ſich beſchwert über die Erteilung eines
Handelsprivilegs an eine chineſiſche Geſellſchaft in einem Teil
des Gebiets. Dabei ſind die ruſſiſchen Händler von allen
direkten und indirekten Steuern frei. Daß das Streben nach
Vermehrung der militäriſchen Konſulate China nicht geheuer
iſt, begreift ſich gleichfalls. China hoffte, durch Verhandlungen
eine Beſſerung des Vertragszuſtandes herbeizuführen; wie
man ſieht, vergebens.

Das Abſchlachten einer Frau
Brutalſte „geletzliche“ Barbarei.

Ein echt preußiſches Kulturbild.
Am Tage nach Kaiſers Geburtstag wurde in Jnſterburg

das Dienſtmädchen Auguſte Milkoweit hingerichtet. Die
zum Tode Verurteilte war der deutſchen Sprache nicht mächtig.

Sie hatte die denkbar ſchlechteſte Erziehung genoſſen
und die Schule nur einen Sommer lang beſucht. Nach
der Hinrichtung wurde gemeldet, das Mädchen habe zur Richt
bank geſchleppt werden müſſen. Jetzt meldet ſich ein
Augengeuge der Hinrichtungsſzene. Er berichtet:

Zwei der allmählig näher an die Milkoweit herangegange
nen Gehilfen faßten dieſe unter die Arme und gingen mit
ihr, während der dritte nachfolgte, auf die rotgeſtrichene
Richtbank zu. Der Scharfrichter, welcher im Frack, Zy
linder und weißen Handſchuhen zwiſchen Richter
tiſch und Richthank in ſichtlicher Erregung und Unruhe war-
tete, hatte Zylinder und Handſchuhe abgelegt und ging, als
die Milkoweit an ihm vorbeigeführt wurde, auf einen in
der Nähe befindlichen Tiſch zu, um das Richtbeil zu er
greifen und den Todesſtreich auszuführen. Jetzt geſchah
aber das unerwartet Schauderhafte. Jn dem Moment, als
ſie an der Richtbank anlangten und der hinter der M. fol
gende Gehilfe ihr die Bluſe von den Schultern riß
und die Milkoweit dann auf den Klotz der Bank gelegt wer-
den ſollte, warf ſie ſich auf die Erde und umklam
merte unter Gekreiſch und Geſchrei wie eine Katze
den Richtblock unter Aufwendung all ihrer Kräfte. Wäh
rend nun der Scharfrichter mit dem Beil in der Hand
daſtend und unter perſönlicher Erteilung von Direktiven
ſeines Amtes nicht walten konnte, verſuchte einer der Ge
hilfen, den Kopf der Milkoweit unter großer Anſtrengung
über die Schnittfläche des Richtklotzes zu
drehen, damit eventuell auch in dieſer Stellung der Todes
ſtreich geführt werden konnte, was jedoch nicht gelang. End-
lich nach vielem Hin- und Herzerren ließen der M.
die Kräfte nach und nun wurde ſie, auch noch unter
Anſtrengungen, wobei wie oben erwähnt, ein Gehilfe den
Kopf über den Klotz drückte, die beiden andern ihr
die Hände auf den Rücken, bezw. die Füße hielten,
auf die Richtbank gelegt. Jn dieſem Augenblick ließ der
Scharfrichter das mit beiden Händen gehobene Beil herunter-

ſauſen, der Kopf war vom Rumpfe getrennt und fiel un
gefähr einen Meter rechts vom Klotz in den Sand. Der Hieb
war ſo wuchtig geführt, daß das Beil im Klotze ſtecken

bliebJn der Deutſchen Juriſtenzeitung erklärte u. a. der höchſte
deutſche Richter, Dr. v. Seckendorff, Präſident des Reichs-
gerichts: „Jch erkläre gern, daß ich zurzeit insbeſondere
auch im Deutſchen Reiche für die Beibe haltung der
Todesſtrafe eintrete.“
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Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., 22. Februar 1911.

Die „Herren“ und der Steuerraubzug.
Jm ſogenannten preußiſchen Herrenhauſe hat der Führer

der äußerſten Rechten, Graf Mi rbach-Sorquitten, einen von
107 Mitgliedern unterſtützten Antrag eingebracht, in dem die
Regierung erſucht wird, „in geeigneten, insbeſondere kleineren
Organen eine offizielle, gemeinverſtändliche (1) Dar-
ſtellung des Jnhalts der Reichsfinanzreform
von 1909 zu geben, ſowie die durch die Steuerſätze bedingten
Preiserhöhungen im Gebiete der Konſumſteuern“. Dieſer An-
trag bezweckt, die preußiſche Kreisblattpreſſe ſyſtematiſch in
den Dienſt des ſchwarzblauen Blocks zu ſtellen.

Der edle Graf begründet ſeinen Antrag damit, daß auf die
von den neuen Steuern betroffenen Artikel unberechtigte Preis-
zuſchläge gelegt wurden, die weit über die Belaſtung durch die
Steuern hinausgehen. Letzteres iſt zweifellos richtig, aber
das vermag die ſchwarz-blauen Steuerſünder nicht zu entlaſten,
denn dieſe Verteuerung iſt erſt durch die neuen Steuern er-
möglicht worden, ganz beſonders dadurch, daß man den Bier-
brauern und den Streichholzfabriken auf Jahre hinaus die
Konkurrenz fernhielt; denn neu entſtehende Betriebe dieſer
Art müſſen eine höhere Steuer bezahlen, weshalb das Kapital
die Hand von ſolchen Gründungen läßt. Die „offizielle ge-
meinverſtändliche“ Darſtellung kann, wenn ſie den Jntentionen
des Schnapsblocks entſprechen ſoll, nur eine Vertuſchung der
Wahrhdeit ſein.

Wenn die preußiſche Regierung, der der Wunſch der Herren-
häusler ſelbſtverſtändlich Befehl iſt, nächſtens daran geht, in
ihrer Kreisblattpreſſe eine „Darſtellung“ der Finanzreform zu
geben, dann empfehlen wir, ein koſtbares geſchichtliches Doku
ment mit zu erwähnen nämlich die Herrenhausreſo-
lution zur Reichsfinanzreform vom 21. Oktober 1908 (An-
tragſteller Graf Mirbach-Sorquitten). Dieſe Reſolution
hat den folgenden markanten Wortlaut:

Die königliche Staatsregierung zu erſuchen,
gegen jeden weiteren Ausbau der Reichserb-
ſchaftsſteuer Stellung zu nehmen.

Die gleichfalls militäriſch-eknappe Begründung beſagt:
Die Erhebung der Reichserbſchaftsſteuer ſteht im Gegen-

ſatz zu der bisherigen Stellungnahme der königlichen Staats-
regierung. Sie ruft ernſthafte und begründete
Befürchtungen in den weiteſten Kreiſen der
Bevölkerung hervor.

Die weiteſten Kreiſe“ waren die ſchwerreichen Junker,
und die Herren, die dieſe Reſolution unterzeichneten und da-
mit den erfolgreichen Feldzug gegen die Erbſchaftsſteuervor-
lage der Regierung und gegen den Fürſten Bülow eröffneten,
ſind genau dieſelben, die jetzt behaupten, die Preisſteige-
rungen der allgemeinen Lebenshaltung, die im Gefolge der
Finanzreform auftraten, ſeien nicht vorauszuſehen geweſen.

s iſt recht bezeichnend und intereſſant, daß ſich dieſe Herren
nur dort ſcharfſichtig erwieſen, wo ihre eigenen Geldſack-
intereſſen in Frage ſtanden. Dieſe Geldſackintereſſen ſind
tatſächlich auch in der vollkommenſten Weiſe gewahrt worden;
die Erbſchaftsſteuer der Regierung fiel. Die andern Steuern,
die nicht den Beſitz ſondern die Nichtbeſitzenden trafen, wurden
dagegen angenommen und ſie haben die Wirkungen ge-
zeitigt, die von der ſozialdemokratiſchen Kritik vorausgeſagt
worden ſind. Keine Macht der Welt kann jetzt die ihrer Schuld
bewußten und verlegen nach Ausreden ſuchenden ſchwarzblauen
Steuermacher vor den gefürchteten Prügeln retten.

Sie ſind zu wohl verdient!

Vergewaltigungsanſtrengungen im Klaſſenhauſe.
Seitdem die ſechs Sozialdemokraten in das 443köpfige „hohe“

preußiſche Dreiklaſſenhaus eingezogen ſind, haben die unan-
genehm aufgeſtörten feudalen Herrſchaften alle Hände voll zu
tun, um ſich der Kritik der Sechs zu erwehren. Die verſuchte
Mundtotmachung ſoll weiter getrieben und geſpielt werden.
Nach einer Berliner Meldung wird die Geſchäftsordnungs-
kommiſſion bereits in allernächſter Zeit zuſammentreten, um
den Vergewaltigungsantrag zur Mundtotmachung der Sozial-
demokratie, den Antrag Brandenſtein zur „Vervoll-
ſtändigung“ der Geſchäftsordnung zu beraten. Es ſoll beahb-
ſichtigt ſein, Beſtimmungen zu treffen, „daß bei Beratung
größerer Entwürfe die Rednerliſte ſo aufgeſtellt wird,

daß die Fraktionen in der Reihenfolge ihrer Stärke zum
Worte kommen und eine Ausloſung oder der Zeitpunkt der
Wortmeldung nicht in Betracht kommt“. Für die Beſetzung
von Kommiſſionen ſind verſchiedene Vorſchläge gemacht,
das Präſentationsrecht ſoll nicht von den Abteilungen, ſon-
dern von den Fraktionen ausgeübt werden, und zwar
ſollen als Fraktionen nur Gruppenüber 15 Mit-
glieder gelten!

Damit würden die Sozialdemokraten aus den Kommiſſionen
vollſtändig ausgemerzt. Dabei vertreten die Sozial-
demokraten die ſtärkſte politiſche Partei Preu-
ßens! Und ſogar unter dem brutalen Dreiklaſſenwahl, recht“
erzielten wir die größten Stimmenzahlen aller Parteien. Doch
in Preußen iſt die Arbeiterklaſſe nun einmal drittklaſſig.

Vierter Klaſſe.
Während der Verkehr in den erſten zwei Wagenklaſſen der

preußiſchen Staatsbahnen ſtetig zurückgeht, iſt die Benutzung
der vierten Klaſſe ganz gewaltig geſtiegen. An 400 Millionen
Menſchen dieſe ungeheure Zahl gibt die Frequenz der vierten
Klaſſe an. Aus dieſem Maſſenverkehr zieht der Staat rieſigen
Gewinn; nicht aus den Reiſen der Noblen in der erſten, auch
nicht aus denen der höheren Beamten, der Offiziere und wohl
habenden Bürger in der zweiten Klaſſe, ſelbſt nicht aus der Be
nutzung der dritten Klaſſe durch die Reiſenden, ſondern aus
den Reiſen der Proleten, der Auswanderer, der Reſerviſten und
der Saiſonarbeiter fließt der Staatsbahn reicher Ertrag zu.
Trotzdem wird für dieſe große Maſſe des Eiſenbahnpublikums
nur in ſehr geringem Maße geſorgt: nicht nur, daß die Wagen
vierter Klaſſe an Bequemlichkeit, ja an Hygiene ſehr viel zu
wünſchen übrig laſſen, iſt die Fahrzeit der Perſonenzüge, die
allein die vierte Klaſſe führen, eine ſo koloſſale, daß weitere
Reiſen für den Arbeiter geradezu den Verluſt mehrerer Tage
löhne bedeuten. Dies führte Genoſſe Leinert in ſeiner Rede
zum Eiſenbahnetat am Dienstag im Dreiklaſſe nhaus
aus und er forderte mit Recht nicht nur Verbeſſerung der
Wagen, ſondern Einführung der vierten Klaſſe bei den raſcher
fahrenden Zügen. Die Ausführungen unſeres Fraktionsredners
waren auch ſonſt reich an wertvollen Anregungen aber be-
kanntlich haſſen die Junker jede Verkehrsreform, die die Frei-
zügigkeit des Arbeiters erhöhen könnte. Und was die preu-
ßiſchen Junker nicht wünſchen, das darf natürlich die preu-
ßiſche Regierung nicht tun.

Ganz intereſſant war die Sitzung, wie ſich der Pole Konfanty
die ganz ungerechtfertigten Unterbrechungen durch Herrn von
Kröcher mit Erfolg verbat. Nicht als Sieger verließ der Präſi-
dent den Kampfplatz, als ihn gerade nach dieſem Moment ein
Vizepräſident ablöſte. Wir wollen aber hoffen, daß dieſe kleine
Unſtimmigkeit den Schnapsblockbeziehungen der Polen zu den
Junkern nicht weiter geſchadet haben wird!

Das Haus begann dann noch die Beratung der Beamten und
Arbeiterfragen und der Zentrumsmann Beyer-Dortmund be-
mühte ſich, durch ſtark betonte Staatstreue den Eiſenbahnern zu
yelfen.

Meldungen über Wahlvorbereitungen.
Zur liberalen Einigung. Jn Saarbrücken hat

eine fortſchrittliche Vertrauensmännerkonferenz beſchloſſen,
Baſſermann eine fortſchrittliche Kandidatur gegenüberzu-
ſtellen. Die rechts nationalliberale Magdeburger Zeitung be-
gleitet die Nachricht mit heftigen Worten des Tadels; das
Blatt ſchreibt:

Man begreift es einfach nicht, daß Parteileiden-
ſchaft und Parteifanatismus ſich ſoweit vergeſſen
können, in gegenwärtiger Zeit den erſten Führern der
befreundeten und abſolut auf einander an-
gewieſenen liberalen Parteien Sonderkandida-
turen entgegenzuſtellen. Kann denn auch nur einer ernſthaft
wünſchen, Männer, wie Baſſermann und Wiemer (in Nord-
hauſen wurde Wiemer eine nationalliberale Kandidatur ent-
gegengeſtellt) man mag perſönlich über ſie denken, was
man will müßten bei den nächſten Wahlen auf der Strecke
bleiben Wer glaubt doch ernſthaft an eine Eini-
gung beider Parteien, wenn in dieſer Weiſe die erſten Führer
mit Sonderkandidaturen bekämpft werden? Das muß auf
die Siegeszuverſicht wirken, wie Maienfroſt auf Frühlings-
flora.

Das Blatt hofft, daß es den Zentralinſtanzen gelingen

werde, die ſelbſtmörderiſchen liberalen Sonderkandidaturen
noch zu werhindern.

Der Wahlkreis des „Ungekrönten“. Nach einer
Breslauer Meldung der Schleſiſchen Volkszeitung beabſichtigt
das Zentrum, im Wahlkreiſe Militſch-Trebnitz dem
konſervativen Führer w. Heydebrand keinen Gegen-
kandidaten entgegenzuſtellen, ſondern ſofort im erſten Wahl
gange für ihn zu ſtimmen. Der Liberalismus, der den Kreis
ſchon als ſein Eigentum betrachte, habe ſeine Rechnung ohne
das Zentrum gemacht. Mit Ausnahme der Wahlen von
1874 hat das Zentrum dort ſtets einen eignen Kandidaten auf
geſtellt. 1907 wurde v.' Heydebrand mit 10977 gegen 2723 frei-
ſinnige, 2641 Zentrums und 1245 ſozialdemokratiſche Stim
men gewählt. Für die nächſten Wahlen befürchteten die Kon-
ſervativen „Ueberraſchungen“. Der ſchwarze Blockbruder be-
eilt ſich deshalb, dem blauen lieb- und hilfreich zu Dienſten zu
ſein.

Beutſches Reich.
Die Verſicherung der Privatbeamten. Es hat den An

ſchein, als ob die Schaffung dieſer dringend notwendigen Ver-
ſicherung noch geraume Zeit auf ſich warten laſſen werde. Der
Entwurf, über den ſich die Jntereſſenten jetzt ſtreiten, iſt
leineswegs etwa eine Vorlage an Bundesrat und Reichstag,
ſondern nur ein Vorentwurf, der die Regierung zu gar nichts
verpflichtet. Dieſer Vorentwurf muß nun im Reichsamte des
Jnnern erſt um gearbeitet werden, dann geht er an die einzel-
nen Regierungen, von dort aus an den Bundesrat und dann
erſt an den Reichstag. Die antiſemitiſchen Quertreibereien
dürften einer baldigen Erledigung der Materie auch nicht
gerade förderlich ſein. Jedenfalls iſt es mehr als fraglich, ob
das Geſetz noch in dieſem Reichstage zuſtande kommen wird.

Diſziplinarverfahren gegen einen Jmpfgegner. Aus
Dortmund wird gemeldet: Gegen den Oberlehrer
Mirus, Vorſitzender des Verbandes deutſcher Impf
gegnervereine, eröffnete das Provinzjalſchulkollegium
das Diſziplinarverfahren wegen „öffentlichen agi-
tatoriſchen Auftretens gegen das Jmpfgeſetz“.

Je brutaler die preußiſche Obrigkeit die Beſchützung der
ebenſo brutalen Zwangsimpfung durchſetzt, um ſo heftiger und
energiſcher werden die Anſtrengungen werden müſſen, das
Volksgewiſſen gegen den Jmpfzwang aufzurütteln.

Mit dem Duell-Skandal der „höheren Kreiſe“ in Wirſitz,
an dem der Graf v. d. Goltz, der Rittergutsbeſitzer v. Beth
mann Hollweg und der „amtsmüde“ Landrat Graf
Wartensleben beteiligt waren, wird ſich angeblich nächſtens auch
die Staatsanwaltſchaft, die ſich bis jetzt nicht rührte, beſchäf
tigen. Wirklich?

Wilhelm II., der in der Affäre als Schiedsrichter angerufen
worden war, ſoll über den weiteren Verlauf „äußerſt unge-
halten“ ſein und den Wunſch ausgeſprochen haben: „daß zur
künftigen Vermeidung ähnlicher peinlicher Vorfälle, die
nicht zum geringſten infolge der Verwirrung entſtehen, welche
gegenwärtig in der Duellgeſetzgebung herrſcht, der ganze
Komplex des Duellweſens einer gründlichen
Reviſion und Reform unterzogen werde“.

Von einer Unterdrückung des Duellunfugs, wie das
Geſetz ſie fordert, iſt alſo keine Rede. „Standesgemäße“
Schießerei gehört zur Vornehmheit der Erſtklaſſigen.

Keine Wahlreform in Koburg-Gotha. Bei der Eröffnung
des gemeinſchaftlichen Landtags der Herzogtümer Koburg und
Gotha erklärte Staatsminiſter Dr. v. Richter in Beantwor-
tung einer Jnterpellation des Landtags betreffend die Ab-
ſchaffung der Wahlmännerwahlen bei der Landtagswahl, daß
die Staatsregierung nicht in der Lage ſei dem Erſuchen ſtatt
zugeben. Das direkte Wahlverfahren würde auch eine Aende-
rung des Wahlrechts zur Folge haben. Die Regierung er-
kennt die „Notwendigkeit“ der Reform des Wahlrechts an, be
hält ſich aber weitere Schritte vor.

England.
Eine antimilitariſtiſche Kundgebung engliſcher Arbeiterführer.

Auf Veranlaſſung der Jnternationalen Schiedgerichts-
liga iſt das folgende Arbeitermanifeſt gegen die allgemeine Wehr-
pflicht veröffentlicht worden

„Zu einer Zeit, wo die Arbeiter der anderen Länder gegen die
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„Ja, wohnen denn eure Modelle nicht in der Nähe? Laßt
ſie doch kommen!“ ſchrie dann Blankert wieder los, als man
anfing, ſich die Zungen zu verbrennen. „Wir werden doch
hier nicht ohne Weiber tafeln Kempen kann ja inzwiſchen
rausgehen.“ Als er das Lachen dafür eingeheimſt hatte, ſprach
er weiter zu Lorenſen: „Hört mal, was werdet ihr beide bloß
tun, wenn ſich einer von euch verheiratet?“

„Das iſt doch einfach,“ warf Nuſchke ein, „dann geht der
andre zu ihm eſſen. Hübſch ſo am Hochzeitsmorgen für die
junge Frau, wenn's klopft und ſich Kempen ungeniert an den
Tiſch ſetzt. Denn Lorenſen bleibt doch bald hängen.“

„So was gibt's ja gar nicht,“ unterbrach ihn der Blonde wie
jemand, der nur etwas ſagen will.

„O, Marianne, weshalb biſt du nicht bei uns!“ fuhr Nuſchke
fort, nachdem Schmarr lautlos den großen Mund aufgeriſſen
hatte. „Mir wurde es ordentlich wäſſerig, als ſie die Suppe
koſtete. Engagiert ſie doch, dann kommen wir alle Tage her.
Was Blankert?“

„Natürlich, natürlich, ich male ſie,“ gab dieſer zurück. „Der
Alte hat Pinke Uebrigens war ſie ſchon mal heimlich ver-
lobt, Schmarr weiß es. Mit einem Leutnant. Aus der Sache
wurde aber nichts. Er ſoll eine ſitzen gehabt haben, die ihm
viel Aerger machte. Und da hat Heilke nein geſagt Wer
alſo Marianne beiratet, kriegt zwei in einer. Er liebt die
Mariag, die Tröſterin, die Anna hat ſchon ein anderer geliebt.“

„Sehr geiſtreich, du kannſt immer die Malerei aufgeben,“
unterbrach ihn Nuſchke, fuhr dann aber auf Kempen zu, indem
er den leeren Teller mit den Händen verdeckte: „Danke, danke!
Jch kann doch deine Erbſenſuppe nicht allein aufeſſen!
Lorenſen, fall nicht in den Kaviar, du haſt ſelbſtmörderiſche
Abſichten.“

Der Blonde ſah allerdings etwas verſtört aus, aber man
konnte das auch ſeinem Aerger über die loſen Bemerkungen
zuſchreiben denn ſofort rief er aus: „Kinder, laßt doch das
Mädel aus dem Spiel. Euch iſt auch nichts heilig. Und dir
muß ich ſagen, Blankert ſprich nicht immer von Damen wie
von Kellnerinnen.“

„Lorenſen hat ſich gebeſſert, trinken wir darauf,“ wehrte ſich
der Maler luſtig und erhob das Glas. „Jch ſehe ſchon die
Zeit kommen, wo er uns hier im Frack empfängt. Anton zieht
ſich die Livree an. Du, Kemven, faß in die Taſche.“

„Eher ſtirbt er ja,“ warf Nuſchke ein. „Lieber zieht er ſich
ſelbſt ne Jacke mit blanken Knöpfen über. Leute was ſeid
ihr vornehm geworden ihr habt jetzt ſogar reine Stühle.“

Blankeri ſchrie aufs neue nach Wodellen, und allen Ernſtes

wollte er ſich ſelbſt dazu auf den Weg machen, man ſolle ihm
nur die Adreſſen geben. Er war erſt beruhigt, als Kempen
ſ den Geſundbrunnen nannte, was ihm doch zu weit zu ſein

ien.
Schmarr, der eine Sardine nach der andern verſchlang, be-

nutzte eine Pauſe, um auf das zurückzukommen, was er in-
zwiſchen in ſich verarbeitet hatte. „Ja, es iſt ſo, Fräulein
Heilke hat Pech mit dem Leutnant gehabt,“ begann er wie aus
der Verſenkung. Bildhauer Land ſagte es mir, der beim
Profeſſor ſchuftet. Er kennt die Verhältniſſe. Sie hat lange
daran geknabbert.“

Zum Glück für Lorenſen konnte man die Sache nicht breiter
treten, denn Blankert, der ſich immer gern ſprechen hörte,
kratzte Walzmann an. Der Meiſter ſolle ſich doch endlich ſeinen
Flunſch ausziehen, denn er müſſe ja neben dem Ofen förmlich
ſchmoren. Und zugleich ſprang er auf und ruhte nicht eher,
bis er den Alten ausgeſchält hatte. Dieſer zeigte ſich nun in
einem dünnen, ſchwarzen Kamelotjackett, in dem er wie ein
Schuljunge ſteckte; namentlich die Aermel waren ſo kurz, daß
das behaarte Handgelenk weit hinausragte, denn da er niemals
Manſchetten trug, krempelte er das Hemd einfach auf, ſobald
es nicht mehr ganz ſauber war. „Sie wollen wohl noch zum
Begräbnis gehen, Meiſter zog ihn Blankert auf, als er auch
die mächtige ſchwarze Halsbinde ſah, die ſich der Unberühmte
umgewürgt hatte.

„Ja, mein Sohn, um dein Talent zu begraben,“ gab Walz-
mann trocken zurück. „Viel Trauer wird's dabei nicht geben.“

Der Maler nahm den Hieb gut auf. „Oho,“ wehrte er ſich
unter dem Lachen der übrigen. „Jch kenne einen, bei dem es
Tränen regnen würde, meinen Hauswirt nämlich. Der Mann
liebt mich ſo ſehr, daß er mit Exmiſſion droht. Es wird mir
nichts andres übrig bleiben, als dieſen Stumpfſinn zu proträ-
tieren. Nntürlich 'ne jroße Weiße in der Klaue.“

Ja, Meiſter, was iſt denn heute mit Jhnen? Sie trinken
ja gar nicht,“ rief dann Nuſchke dem Alten zu, weil es ihm
nicht behagte, ihn ſo einſilbig zu ſehen. Und als er ſah, daß
Sörgel ein großes Glas mit Waſſer vor Walzmann hinſtellte,
fügte er luſtig hinzu: „Wollen Sie ein Bad nehmen? Das hat
doch noch Zeit, bis ich weg bin. Pfui, Sie undankbarer Gaſt!
Sie plantſchen ja ſogar. Jch werde Jhnen im Traume er-
ſcheinen.“

Mit unverwüſtlicher Ruhe hatte Walzmann ſein Glas er-
griffen und goß nun den Rotwein tropfenweiſe wie eine
teure Medizin in das Maſſer, mit dem er dann ſeinen Schlund
füllte, als hätte er vorher ein Fäßchen Heringslake getrunken.

„Seit Moskau hat man keinen ähnlichen Brand geſehen,“
witzelte Blankert. „Anton, drehen Sie die Waſſerleitung auf.“

„Ja, mein Sohn, gib mir noch eins,“ gurgelte Walzmann
hervor und reichte ihm das leere Glas. „Sehr gut dein Rot-
wein, ſehr gut,“ ſagte er dann zu Nuſchke, „aber ſiehſt du, mein
Arzt bat wir beute Mäßigung verſchrieben. Dja. FJch werde

zu fett. Jch ſoll mager werden. Bin überhaupt jetzt auf vier
Wochen nicht zu ſprechen. Gebt euch keine Mühe. Von Morgen
ab! Beläſtigt mich nicht. Jch muß ins Zuchthaus, mein Brot-
herr wünſcht es. Dja. Dort gelingt ſo 'ne Kur auch beſſer
Aber wenn du da unten im Sonnenland unter irgendeiner
Pinie ſitzt, dann ſchreib mir eine Karte. Die will ich mir
anſehen und dabei an meine ſchöne Zeit in Rom denken. Dija.
Lang, lang iſt es her. Fünfhundert Taler bekam ich von einer
Stiftung für mein Relief damals die Grablegung Chriſti.
Hungerte mich ein Jahr lang damit durch. Olivenöl fraß ich
wie Sauerkraut. Man verfährt ſtets anſtändig mit uns Künſt-
lern, wißt ihr. Dja. Wir ſollen uns immer lange dem
Volke erhalten. Sorgenloſigkeit verkürzt zu ſehr das Leben.
Und das Beſte ſtirbt darüber.“

Er lachte grimmig auf, erhob ſich und ſtapfte vor der Tafel
auf und ab. Jn einer ſolchen Stunde, wo er mit ſich ſelbſt
kämpfte, um enthaltſam zu bleiben, weil der andre Tag drohte,
hatte er merkwürdige Anwandlungen, die ihn dem Weinen
nahe brachten. Es waren die Tränen über ſeine eigne Schwäche,
die er nur mühſam zurückhielt; und man merkte es ſchon ſeiner
Stimme an, was in ihm vorging. Dann wurde die große
Tragödie ſeines Lebens in ihm wach, die Geſchichte ſeiner
Liebe, die ihn in den Sumpf gezogen hatte und die er ſelten
jemand offenbarte. Kempen war einer der wenigen, die ſie
kannten und noch entſann er ſich der Dämmerſtunde in der
alten Scheune, wo der Alte ſie ihm erzählte: Wie er ſeine
Braut, eine fleißige, nicht mehr junge Näherin, die er mit
vierzig Jahren kennen gelernt und die keinen Anſtoß an
ſeiner Mißgeſtalt genommen hatte, an der Schwindſucht ſtück
weiſe ſterben ſah, ohne ihr helfen zu können. Schon lange
waren ſie verlobt, und immer mußte die Hochzeit aufgeſchoben
werden, weil der Arzt dagegen war. Von dem brennenden
Wunſch erfüllt, ſie nach dem Süden zu bringen, hatte er da
mals begonnen, ſich zum Lohnſklaven zu erniedrigen, ohne an
ſeine Weiterentwicklung zu denken.

Der Sohn einer armen Mutter, der Witwe eines Land
meſſers, der ſich nicht viel um die Häuslichkeit hatte kümmern
können, war Peter ganz auf ſeine zweite Hände angewieſen.
Stets eine einſame Natur, hatte er ſein Herz an ein einfaches
Geſchöpf verſchenkt, um jemand zu haben, der ihm Halt brächte;
denn ohne Erziehung und ohne beſſeren Verkehr aufgewachſen,
nur ganz ſeinen Leidenſchaften überlaſſen, führte er ſchon als
junger Menſch ein ungebundenes Leben, das ihn mit zweifel
hafter Geſellſchaft umgab. Nur ſein Kunſtdrang rettete ihn
ſtets aus den Abgründen der Berliner Vorſtadt. Wie ſo
manche Künſtlernatur, die von der Begierde nach dem Weibe
gelenkt wird. fragte er nicht viel nach dem Woher und Wohin.
Endlich, als er ſchon glaubte, ſein Ziel erreicht zu haben, war
es mit ihr vorüber.

(Fortſetzung folgt.
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Ueber der Konſtription proteſtieren, werden beharrliche Verſuche
gemacht, um ſie in der Form der allgemeinen militäriſchen
Erziehung in dieſem Lande einzuführen. Weil dieſe Agitation
von einer großen Anzahl einflußreicher Männer und Frauen der
begüterten Klaſſen unterſtützt und verſchwenderiſch mit Geld ver
ſehen wird, halten wir es für wünſchenswert, die Arbeiterklaſſe
vor dieſer wohlorganiſierten Verſchwörung gegen
ihre Freiheiten zu warnen. Sie werden bedroht von den
Militariſten und ihren Helfershelfern, der reaktionären Preſſe,
und es geziemt jedem Freund der Demokratie, auf dem Poſten
zu ſein.

Wir halten den Zwang in jeder Form für verwerflich. Für die
Landesverteidigung iſt er nicht notwendig. Die Extraausgaben
würden ſich auf viele Millionen jährlich belaufen und ſo die ohnehin
ſchon erdrückenden Militärlaſten noch vermehren. Und er würde
eine gefährliche Bedrohunng des demokratiſchen Fortſchritts be-
deuten.

Gewerkſchafter, Genoſſenſchafter und andre organiſierte Arbeiter
ſind von dieſer verderblichen militariſtiſchen Propaganda unberührt
geblieben. Sie halten entſchloſſen bei dem freiwilligen Syſtem
als dem einzigen, welches die Arbeiter dulden werden. Die
Regierung, die es beſeitigen wollte würde wenig bei den Arbeitern
finden Das kann nicht deutlich genug ausgeſprochen werden.

Jn dieſer Ueberzeugung fordern wir alle Klaſſen zum ener
giſchen Widerſtand gegen die Forderung der
zwangsweiſen Militärerziehung, die von Lord Roberts
und der Liga für allgemeine Wehrpflicht erhoben werden, auf.
Wir ſind überzeugt, daß wir im Sinne der überwiegenden Mehr
zahl der Lohnarbeiter handeln, indem wir dieſe Beſtrebungen ent
ſchloſſen bekämpſen.“

Das Manifeſt iſt faſt von der ganzen Arbeiterfraktion
des Unterhauſes, von den Vorſtandsmitgliedern des All
gemeinen Gewerkſchaftsverbandes und von über 900 Gewerſſchaſts
ſekredären unterfertigt. Ein einziger Adgeordneter hat die Unter
ſchrift verweigert. Es iſt dies vermutlich Genoſſe Will Thorne,
der als Mitglied der ſozialdemokratiſchen Partei (S. D. P.) für die
Forderung der allgemeinen Bürgerwehr eintritt.

Rußland.
Die Vernichtung der Hochſchulfreihzeiten.

Ein Antrag, die von den Kadetten eingebrachte Jnterpellation
wegen Verletzung der kaiſerlichen Erlaſſe, die das innere Leben
der Hochſchulen regeln, für dringlich zu erklären, iſt von der Du ma
mit 160 gegen 109 Stimmen abgelehnt worden. Jnfolge der
Obſtruktion der Studenten kam auch Dienstag keine Vorleſung
zuſtande, trotzdem die Hörſäle von der Polizei ſcharf bewacht
waren. Auch in den höheren Frauenkurſen ſind faſt alle Vor
leſungen unterbrochen. Jn Moskau wurden 130 Studenten
feſtgenommen und 55 ausgewieſen.

Judenverfolgungen.
Petersburg, 21. Febr. Jm Gouvernement Tſchernigow

fand eine Maſſenausweiſung jüdiſcher Familien ſtatt;
allein im ſiraſchen Kreiſe wurden 219 Familien bei ſtarker
Kälte ausgewieſen. Der Gouverneur Maklakow verweigert
den Empfang jüdiſcher Bittſteller.

Cürkei.
Die Kämpfe in Arabien.

Saloniki, 21. Februar. Vier Bataillone türkiſcher Truppen
unternahmen mit der Artillerie und den Maſchinengewehren einen
Schützenangriff auf die aufſtändiſchen Araber, die nach kurzerGegenwehr mit einem Verluſt von 400 Mann zurückgeſchlagen

wurden.
Amerika.

Neue Schreckenstaten anf Haiti.
Aus Kap Haiti wird aus Neuyork gemeldet, daß die Bezirke

von Trou und Quanaminth in den Belagerungszuſtand ver-
ſetzt worden ſind. Auch aus Port-au- Prince werden ernſte Un
ruhen gemeldet. Der Präſident Simon geht gegen die Rebellen
unnachſichtig vor. Seine Truppen haben in Quanaminth ein
ſchreckliches Blutbad angerichtet und den Rebellen Fort Liberty
wieder abgenommen, wo eine Anzahl von Perſonen, die der Teil-
nahme an den revolutionären Umtrieben verdächtig waren, ſtand-
rechtlich erſchoſſen wurde. Nach einem weiteren Telegramm aus

Kap Haiti verloren die Offiziere der Regierungstruppen
nach Einnahme der Stadt Quanaminth die Herrſchaft über
ihre Truppen: die Stadt wurde ausgeraubt und in Brand

u

geſteckt. Viele Gin wohner wurden niesergemacht. Unter an
deren wurde auch ein Franzoſe angegriffen, ſein Sohn
getötet und ſein Haus verbrannt.

Aus der Partei.
Rüſtung zum Wahlkampfe.

Eine Vorſtändekonferenz der dem Stettiner Gewerk
ſchaftskartell angeſchloſſenen Organiſationen beſchloß, einen
einmaligen Extrabeitrag von 50 Pfennig pro Mit-
glied zu erheben, um ſo die Koſten der Reichstagswahl für die
beiden Stettiner Wahlkreiſe aufzubringen. Da 18 000 organi-
ſierte Arbeiter durch dieſen Beſchluß verpflichtet werden, ſo
können 9000 Mark aufgebracht werden.

Die Polizei am Grabe.
Beim Begräbnis eines Gewerkſchaftsgenoſſen in Köln kam

es durch das Vorgehen der Polizeibeamten, die von
roten Kranzſchleifen Gefahr für die Sicherheit des
Staates befürchteten, zu höchſt ärgerlichen Szenen.
Schon auf dem Wege des Leichenzuges zum Friedhof verlang-
ten Poliziſten die Entfernung der Schleifen. Als das ver
weigert wurde, erſchien auf dem eine Stunde abſeits von Köln
gelegenen Südfriedhof ein ſtarkes Polizeiaufgebot mit dem
Polizeiinſpektor und zwei Kommiſſaren. (11) Die Schleifen
wurden darauf von den Beamten gewaltſam ent-
fernt. Der amtierende Prieſter verließ den Friedhof, ohne
die Zeremonie zu beenden. Poliziſten beſetzten die
Gruft, um Grabreden zu verhindern.

Eine verpuffte Staatsaktion.
Das gegen den Genoſſen Münſinger in Rathbenow ein-

geleitete Strafverfahren wegen „Majeſtätsbeleidigung“ iſt auf
Verfügung des Erſten Staatsanwalts vom Stendaler Landgericht
eingeſtellt worden. Schade

Perſonalien. Am 1. April wird Genoſſe Hans Block aus
der Redaktion des Vorwärts austreten, um in die politiſche
Redaktion der Leipziger Volkszeitung einzutreten.

Gewerkſchaftliches.
Lohnbewegung engliſcher Vergarbeiter.

Die Bergarbeiter von Northumberland haben auf Grund
einer Urabſtimmung der Mitglieder beſchloſſen, den gegenwärtigen
Tarif- Vertrag zu kündigen. Für die Kündigung wurden
abgegeben 24875 Stimmen, dagegen bloß 2362 Stimmen. Die
Arbeiter fordern einen neuen Tariſvertrag, worin der augenblick-
lich erhaltene Lohn von 6 Shilling 8 Pen den Tag als Minimal-
lohn feſtgeſetzt werden ſoll. Außerdem fordern ſie die gänzliche
Abſchaffung der Dreiſchichten Arbeit. Der Bergarbeiter-Verband
von Großbritannien unterſtüßt die Bewegung. Jedoch dürfte es
ſchwerlich ohne Kampf abgehen, da gerade die Grubenherren von
Northumberland und Durham eben daran ſind, einen nationalen
Scharfmacher- Verband zu gründen. Die Kündigungffriſt
beträgt ſechs Monate.

Eine am Sonnabend in Glasgow abgehaltene Delegierten-
verſammlung der ſchottiſchen Gruben-Maſchiniſten beſchloß
auf Antrag des Vorſtandes, am Mittwoch die Kündigungen ein-
zureichen. Die Gruben Maſchiniſten fordern den Achtſtundentag
und erklären, daß ihnen als letztes Mittel zur Erzwingung dieſer
Forderung nur der Streik bleibt. Durch den Ausſtand der
Maſchiniſten werden alle Gruben Schottlands außer Betrieb ge
ſetzt und insgeſamt etwa 100000 Bergarbeiter in Mitleiden-
ſchaft gezogen werden.

Meldungen über Gewerkſchaftskämpfe.

Der Streik der ſtädtiſchen Arbeiter in Kolberg
wurde nach nur 2!/2tägiger Dauer erfolgreich beendet. Die
Arbeitsniederlegung in allen ſtädtiſchen Betrieben war eine allge-
meine; Streikbrecher hatten ſich nicht gefunden. Das Ergebnis
des Kampfes iſt der Abſchluß eines Tarifes mit dem Ver-
band der Gemeindearbeiter, gültig bis 1. April 1912 bei ein-
monatlicher Kündigung. Die Arbeitszeit wurde für jene Betriebe,
die noch länger als zehn Stunden arbeiteten, auf zehn Stunden
herabgeſetzt. Für eine größere Anzahl Arbeiter wurde der Tage-
bezw. Stundenlohn in Wochenlohn umgewandelt. An Urlaub er-
hält jeder ſtädtiſche Arbeiter nach zweijähriger Dienſtzeit drei
Tage. Die Gasarbeiter erhalten bei ſchmutziger Arbeit Arbeits-

r 1 7III v e v d d. ſ. Venl. 13den Beſtimmungen des Tarifvertrags ergeben, fungiert eine

Schlichtungskommiſſion, die zu gleichen Teilen aus Arbeitern und
Vertretern der Stadtverwaltung unter unparteiiſchem Vorſitz
zuſammentritt. Der Abſchluß dieſer Lohnbewegung, der ihrer
Einigkeit und der Einheitlichkeit der Organiſation in Verbindung
mit einer kräftigen Unterſtützung durch die Allgemeinheit der
Arbeiterbewegung zu danken iſt, bedeutet einen ſchönen Erfolg
für die Arbeiter.

Wegen fortgeſetzter Maßregelung organiſierter Arbeiter hat eine
Verſammlung der Gummiarbeiter in Frankfurt a. M.
beſchloſſen üver die Mitteldeutſche Gummiwarenfabrik L. Peter
in Corbach und Frankfurt a. M. die Sperre zu verhängen,

Alle Arbeiter, insbeſondere die Gummiarbeiter, werden erſuchte,

Arbeit in den genannten Betrieben nicht anzunehmen.

Zum Reichstags. Wabitonas.

Gerbſtedt. Extratour beim Zahlſtellen ſte des Be deiterverbandes 9,10 Mk. W. Thri ſtange, Eis

ev m r m r r nVerantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht. Partei-
nachrichten Paul Hennig, für Ausland, Gewerkſchaftliches,
Feuilleton und Vermiſchtes Karl Bock, Lokales Otto
Niebuhe Provinzielles und Verſammlungsberichte Gott l.
Hasparek, ſämtlich in Halle.
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Hhus dem Fenſter
geivorfen

iſt das Seld, das Sie für Nachahmungen von
Kathreiners Ialzkaftee oder für „loſe aus-
geiwwogenen“ ſogenannten Malzkaffee ausgeben,

der oft weiter nichts iſt, wie gebrannte Serſte.
Für die Srnährung hat nur das Belte Wert.
Darum ſollten Sie beim Einkauf nur echten
Kathreiners Malzkaffee nehmen, der lich ſeit
20 Jahren als der beſte Ialzkaffee in allen
Kulturläncern bewährt hat. Ss gibt keinen
Malzkaffee auf der Welt, der an die Ver-
breitung des echten Katkreiners I[Elalzkaffee

auch nur annähernd heranreicht.

Der An macſika!
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Taillenstähbe Dutzend 25 20 10 Pf.
Taillenverschlüsse Stück 15 13 10 9 Pf.
Taillenverschlüsse mit Fischbein Stück 20 [5 P.

Taillenband Meter 12 10 7 4 Pf.
Baumwollband schwarz. weiss, grau

Prym's Haken und Augen schwarz
Nähnadeln

Stück Il P.
Paket J Pf.

Brief 10 6 4 1 Pf.

Gütermanns Nähseide o Meter Rolle 5 F.

Singer-Maschinen-Haceln un n. 3 r
Stück 6 u.

Zentimetermasse
Mohair-Schutzhorde
Cordonettseide schwarz und farbig

Grosse Spogiol-Abtoluns
für

Stück 15 10 3 Pf.

Meter 10 7 4 Pf.

Docke 15 Pf.

Futter-Stoffe.
e e e eDon 0 0000 eGeschäftshaus J. LEWiM

Schneid
Ackermann's Schlüsselgarn.

Prym's Reformhaken.

Dutzend 18 Pl.

Stab 10 P.
Dutzend 10 5 Pf.

2 Stück Z Pf.

Dtod. 12 Pf.

Dtad. 12 Pf.

Hosenknöpfe 2 Dutzend H Pf.
Heftgarn Rolle 7 Pf.Kragenstiltzen Celnlose“, 5 6 7 8 cm b. Dtz. 36 20 12 P.

Krageneinlagen 4—-7 em hoch Meter 20 18 15 12 Pf.

Sohutzhlätter Paar 45 35 25 18 10 P.
Bleiblomben Dutzend 30 Pf.

Hornfischheinstäbe
Kunstfischhbeinstäbe 100 em lang

Druckknöpfe wit Feder
Schneiderkreide

Prym's Druckknöpfe zur
Kohinor-Druckknöpfe

Mark p'ats ond 3.

Samtstoss mit Besenborte

rei-Zzutaten,
Meter 45 38 P.

Fingerhüte Stahl und A—luminium Stück 8 5 3 Pf.

Fingerhüte Cenuloid ſtück 5 P.
Schneider -Seide 4 B. Docke 33 P.
Knopfloch- Seide in Docken 246 Docke 15 P.
Knopfloch Seide auf Kreuzspul., pa. Qual., Spule H Pf.
Schwarze Chappe-Seicde die 200 Meter-Spule 25 P.

kingwalds Nähseide 40 Meter Fole J Pf.

Gütermanns Mähseide Wiurroue 90 vt.

Schwarze Ghappe-Seide Nr. 30—-70
Schwarze NMänseicle auf Holzrollen

Knopflochseide in allen Farben

Docke 10 P.

Rolle 38 Pf.
Dutzend 15 Pf.

fürSo r b



Walhalla

Madame Jullettes
und das 7

Erfolg einzig castehend!

Dirokter u. Becitger: Paul gen.

Gastspiel Lotte Sarrow.
„Die Ehebrecherin“

Iheafe Geldnotist das Uedel der Zeit. Wollen Sie
sparen, vo gparen Sie am richtigen Fleck. Im

hauſtag firhennr henen

e Sie za bekannt bllgeneges Lager in neuen
und getragenen

Winter-Paletots,

Wundoer-Soe- Löwen

Tägnen ausverkauft

Burg-Kino,Spielplan v. 22--24. Febr. Vior feſſelnde t denn

Dio Jungſrau von r.humoriſtiſche Schlager c.
iat 30 2. atz 20, Kinder 10 Pf.

Ulstor, Anzügen ote.
Paletots 8, 12, 18
Anzüge 10, 14, 20hiſtor. die. e e

Fract- nd Geseſtschaſts Amüge werten M verfeden.

Halle a. S., Leipsaigerstr. 1l,
2 groesoeo Sohaufenster.

Drahtzäune
Drahtoitter, Drabtveſlechte,

Drahtgewebde i allen
Metallen für jeden Zweck,Kacheirul eſc., rrte drmn- ehe

Hallesche Drahtweberei von

5 C. H. Heilanch,NMagdebergeretr. 61. Fr. m

Apollo Theater
Direkt GnuSonnabend, den e r eckends 8 Uhr:
Einmaliges Gaſtſpiel des

Max Roiphardt- Ensembles
m Deutſchen Theater in Berlin.König Oecipus9 Eophokles.

Ferdinand Bonn, Rosa Bertens,
Josef Klein, Alfred Breiderhoft

in den Hauptrollen.
n Chor zirka 300 Perſonen.
Fr7riſe der Plätze: Loge und J. Rang: 1. u. 2. Reihe

15. 3. Reihe 12.--, I. Parkett numeriert A 12.Mittelbalkon A 10. i arkett numeriert
ezret Stehpiatz, II. w a numerieriReihe 8. 2. Heibe numneriert X 1.50, Steh

via 1.u Gaſtſpiel-Vorverkauf befindet e im Theater
bureau. Geöffnet ab Dienstag, den 21. cr., täglich von
10--1 und 5--7 Uhr.

n
ſereingt. ſichlemente,

Kl. Steinstrasse 6,
empfiehlt ihre Fabrikate zu
festen uns soliden Preisen.

Kotillon-Orden,
te Auswahl.C. F.

Le ipzigoerse trasse 80.

Hafer billig!
ſame Hausfran pro-

neinen geſetzl. geſchütztenAdler Kaffee
Surrog at

1K 70 e K. S 4.
Aug. Werslieh, Kellnerſtr. 104.

Kridbel-Frabvei
gegen KopfaäusePer Flaſche 30 und 50 Pis.

Nur echt in der
Droggie Haz kaaler,

Ranniſcheſtraße 2

Fün. Aena
wegen Geſchäftsaufgabe in
nur neuen, gutgearbeiteten

F öbeln
jeder Art. Selten günſtige

Gelegenheit für

Brautieute
und ſonſtige Jntereſſenten.
Transport am Platze frei.
Lagerung gekaufter Möbel
bis 1. April a. cr. koſtenlos.

Möbelhaus

Spitze 38
an der Klausbrücke.

Zankronen!
Bei vorkommender Gelegenheit
empfiehlt den Mitgliedern des

Bauarbeiter-Verbandes

Bdukronen Ausſübrimg.
O. Knolle, Hochstrasse 19, pt.

c Die haltbarsten
Reisekoſſer, Relselaschen,
Hesenträger, Schultornister,
Portemonnoſes, Zigarren -Emis

empfiehlt billigst
Heinr. Krasemann
seit 1875 nur Schmeerstr. 19.

C NMitgl. d. Rab.-Sp.-Ver.

Kaufe
Papier, Bücher, Lampen, Fisen,

Gummi, Moetalle u. Foelle.

Kerm. KRein,
Halſe-Giebichenstein,

Königsberg 5- Tel. 2409.

Fiechesga
z 2 Böcicinge, 80 Sorehien, lelter Rauch- al
2 1Riesen-lachs-Hering, Dose Brat- Heringe. 2
z 2 1Dose Oelsardinen, alles zusammen M. 3.55 2

Gerh. J. Voigt, Kiel.

Donnerstagritkrt? e ſt.
F. Hankf,5. Vereinsstr. Tel. 686.

Ritter

W

5

w.
W

W

zu jedem annehmbaren Preise.

Schluss!

3 8
dauert der

Auswer

Schluss!

u

Noch reichlich vorhanden:

Damen Konfektion, Kinder Konfektion
XNleiderstoffe, Normal- Wäsche

Seide, Wäsche, Schürzen
Waschstoffe, Gardinen Spitzen

Hönicke,
Laden Elnrlehtung, eleuchtung, o. Wer anfer zu Jer laufen

Gegründet 1856.

Achtung
Der hbilige Verkauf es Albert Hammer sehen

R Wareniagers
bestehend in: Weiss- und Wollwaren, Wäsche aller Art,

Betten und Bettfeadern ete. beginnt am

D
0

Donnerstag den 23. Februar T
S

G

früh 8 Uhr im Geschüäftslokal. Geiststrasse 52.Versäume niemand Aioes günstige Selegenheit, gute,

dauerhafte Waren fabelhafit billigen
Preisen einzukaufen.

Geöffnet: früh von 12/2 Vhr,
nachm. von 2-8 Uhr. W

Achtung!

Achtungl

Photographie Benckert, M bel: a29 Gr. nirtvſtrahe J. h 1856. VertikosProiao far Glanzhiider: e ar Maithüder: 35 Me., c m. h12 Viſit 3.00 Mark, 12 4.50 Mark, 10 Mk., Sofas, Bettſt.12 Kabinett 6.00 Mark, 12 Kabinett 8.00 Mark, tratzen, Ti che, Stühle a
12 Viktoria 4.25 Wiart, 12 Viktoria 8.75 Wiart, möbel billig zu verkaufen.

W in bekannt tadelloſer Ar usführu ng und Haltbarkeit. W Auxzust Uosso, Geiſtſtr. 31.

ob Clageen

wegen Geschäftsauflösung.

Künsttioho

Zähne
60

Carantſe für Haltdarren.
Omardeitung

kin (reieckiges I Heparatur geren

iltni von 1 Mark an.J Verhältnis. ianehie dionbieren
lachen ohne Ende n r S

schmerzloses
Tahnziohen

1.00 Mi und 1.50 Mk.
Awerihanische Zannyravß

„Britannia“
Hing. Gr.

eilz zahſung

hof die

Heute, Anfang s Uhr:
Zum letzten Male:

Ab Donnerstag, 23. Febr.

Das gefähr-
ſiehe Alter. I

unten Hule.
Direktion h. r H. Richards.

Fernruf 1181.
Oonnerstag, den 23. Februar. IUmpen, Rnochen, Popler,

158. Vorſtellung i. Ab. 2. Viertel. Ffgen, hetaſſe, um kauft

Novität! Novität!t Zum letzten Male Abert Bad j. W R.
der Graf von Luxemburg. Pantoffelmachern

empfiehlt: PIlaseen, CordOperette in 8 Franz gehär. Futter v goni

e

Kaſſenöffn.7 Uhr. Anf. 7 ühr. F. Noah, Fr. Xlausst. 7.
Ende 10 Uhr.

Freitag den 24. Februar.
Papier u. Pappenabtalle

169. Vorſtellung i. Ab. Viertel. onſen jeden Seſten ,ur, 30

Wilhelm Tell. Röbeoiftransporto beſorgt
Schauſpiel in 5 Akten r T
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von Friedrich Schiller.

Reisokoffere Reisetasohon Standesantliche Nachrichten
Gesellenkoffer Rueksäcke, SHalle-Süd (Steinweg 2). 21. Febr.
Gamaschen, ſtarke Arbeiter Au eboten: Weißgerb. Jänicke
Portemonnales empfiehlt zu und Berta Boye (Ludwigſtr. 51

ganz billigen Preiſen und Blumenſtraße 8). Kutſcher
Kowalski u. Luiſe Hetzer (KleinePaul Göldner, h e J A W J.

Koffer und Lederwarenfabrik. Arbeiter Weide und Anna John
(Könnern und Kl. Brauhaus-Clalle a. 8. e Z2 ſtraße lag Sewinſtein

m und Adele Hahn (Sontra unm2äek. Marienſtraße 17). eMeuheitenu ga in Arndt und D. R. Burkhardt
(Halle a. S. u. Röcken). ArbeiterC. PF 0 Ritter Vom H. i

eboren: eiter LaweLeipzigerstrasse 30. Kleine Märkerſtr. 3). Maurer
dehlig S. (Langeſtr. 29). eExp“b e Huvtenmntte beiter Bothner aus Merſebur

(Klinik). Maler Heitel T.
iſt mein ſelbſtgekochter, ſchwarzer gärten 21). Elektrotechnik. Wacker

h b Tocht. (Charlottenſtr. 18). Blinden0 annis eersaft. lehrer Reckling T. (Bugenhagen-
ſtraße 30). Arbeiter Dietſch S.Karl Krüt 9 S M (Krukenbergſtr.6). Arbeit. Pfetzing

Universal-Drogerie, Tocht. (Torſtraße 24). Kaufmann
o Merſeburgerſtraße. F. Gille T. (Blücherſtr. 17).nanne ung Geſtorben: Arbeiter Spaar,kaparnen- -Wetbcnen J. Torſtrase gürſchner

kaufe zu höchſten Tages Hlbrrürcher h 3
preiſen, beſſere W Beeſenerſtr. 19).Freita d. 24. d. M
m Zentral otel. z OaneNord (Gr. Brunnenſtr. 3a).

Aufgeboten eiſcher BergerBrotstellel und Lina Sie e
e rnſe wegen Krankheit des ſtraße 66 und Luiſenſtraße 2 a)

Beſitzers, reelles flottgehendes e S diſcher
rothaerſtraße eutnanm Parteilokal u Goncalves S. Reilſtraße 132)

Umſatz, in beſter Lage; Glasmaler Brandt S. (Reil-
tadt 23000 E; maſſiv. Grundſt. ſtraße 127). Maſchinenſchloſſer

u. ſämtl. tadl. Jnventar, unt. ſehr Kümmel S. (Böckſ öckſtraße 6).günſt Beding. Kaufpr. 36000 M. eſtorben: Zimmerm. Eilen-

J Miete 750 M., Anz. e M. berg, 73 J. Fleiſcherurat 30)
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Auch die Liberalen müſſen die Exiſtenz der Klaſſenjuſtiz eingeſtehen!

131. Sitzung. Dienstag, den 21. Februar 1911, nachmittags 1 Uhr.

Zweite Leſung des Juſtizetats.
Generaldebatte beim Titel Staatsſekretär.

Abg. Dr. Belzer (Ztr.): Die für die Strafrechtskommiſſion
ausgeworfenen 120 000 Mk. werden wir gern bewilligen, er-
warten aber, daß drei angeſehene Rechtsanwälte als ſtändige
Mitglieder in ſie berufen werden. Alle Länder ſollten ſich
vereinigen, um ſchärfer gegen pornographiſche (cſchlüpf-
rige) Darſtellungen vorzugehen. Die Energie, mit der Frank-
reich gegen die Pornographie in der Preſſe einſchreitet, ſollten
wir uns zum Muſter nehmen. Die Hamburgiſche Bürgerſchaft
hat einen Geſetzentwurf gegen die Schmutz- und Schundlite-
ratur beim Bundesrat eingereicht; möge er ein wohlwoüuendes
Entgegenkommen finden. (Zuſt. i. Z.) Jm Volke iſt

das Vertrauen zur Strafrechtspflege geſunken.
Man ſpricht vielfach von Klaſſenjuſti z. Selbſtverſtänd-
lich ſind wir von der Jntegrität unſerer Richter und Staats-
anwälte überzeugt, aber doch wird das Wort Klaſſenjuſtiz nicht
immer frivol gebraucht. Zum Teil liegt der Mangel an unſeren
Geſetzen, aber auch die „Weltfremdheit der Richter“ iſt nicht
immer eine Phraſe. Auch wird nicht immer mit Unrecht dar-
über geklagt, daß die Gerichte in der Beweisaufnahme bei der
Vernehmung von Beamten beſchränkt ſind. Rügen muß ich
bei den Moabiter Vorfällen, daß auf Anordnung der Staats-
anwaltſchaft ärztliche Bücher beſchlagnahmt worden ſind, um
die Nomen der Verletzten zu erfahren. Derartiges wird hof-
fentlich durch die neue Strafprozeßordnung unmöglich ge-
macht werden. Die lange Dauer mancher Senſationsprozeſſe,
ſo des Allenſteiner Prozeſſes, iſt viel beſprochen worden; ich
kann dem Verhandlungsleiter nicht den Vorwurf erſparen, daß
er die Beweisaufnahme zu weit ausgedehnt hat. Mit der An-
geklagten wurde, wie übrigens auch in anderen Fällen mit ge-
ſellſchaftlich hochſtehenden Angeklagten, in

anderem Tone geſprochen, als mit anderen Angeklagten.
Rangunterſchiede müſſen vor den Schranken des Gerichts auf-
hören. (Sehr richtig! links.) Auch iſt in Allenſtein wieder
einmal hervorgetreten, daß die Pſychiatrie auf dem beſten
Wege iſt, die Strafrechtspflege vollkommen zu ruinieren. Auch
im Prozeß Eulenburg glaubt man vielfach an Klaſſenjuſtiz;
ich bin überzeugt, daß alles geſchehen iſt, was geſchehen konnte,
wäre aber dankbar, vom Staatsſekretär zu hören, ob Ausſicht
vorhanden iſt, daß der Prozeß wieder aufgenommen wird. Die
Begründung mancher Urteile gibt der

Auffaſſung von der Klaſſenjuſtiz
recht. So wurde in Glogau ein Fleiſchermeiſter zu vier Wochen
Gefängnis verurteilt, weil ſeine ſchlechten Würſte auch von der
„feineren Kun t wurden dieſer Umſtand
brachte ihm offenbar einige Wochen mehr ein. (Hört, hört!)
Jn Halberſtadt erhielt ein Jnſtallateur wegen der Beleidigung
der Tochter eines höheren Beamten 9 Monate Gefängnis, in
der Begründung wurde geſagt, die Strafe ſei ſo hoch aus
gefallen, weil die Beleidigte nicht den niederen Ständen an
gehörte, wo das Ehrgefühl nicht ſo entwickelt iſt. (Lebh. Hört,
hört Das iſt eine

haarſträubende Urteilsbegründung,
ein Attentat auf die Ehre von 35 der Töchter unſeres Volkes.
(Lebh. Zuſt. links.) Die Rechtſprechung muß von ſozialem
Verſtändnis und Gemeinſchaftsſinn getragen ſein. (Bravol
i. Zentr.)

Abg. Dr. Frank- Mannheim (Soz.):
Jch freue mich, daß die Exiſtenz der Klaſſenjuſtiz jetzt auch

von bürgerlichen Parteien anerkannt wird. Die Kriminalität
eines Volkes hängt mit den wirtſchaftlichen Zuſtänden zu-
ſammen. Wichtiger und richtiger iſt es, ſtraſbare Handlungen
zu verhindern, als zu beſtrafen, und das beſte Mittel dazu iſt
die wirtſchaftliche Hebung der Maſſen, die

politiſche und geiſtige Befreiung der Arbeiterklaſſe.
(Sehr richtig! b. d. Soz.) Ganz unbegreiflich iſt es, daß die
Regierung in die Kommiſſion zur Vorberatung des Entwurfs
für das Strafgeſetzbuch keinen einzigen Sozialdemokraten und
Vertreter der Arbeiterklaſſe berufen hat. (Sehr richtigl! b. d.
Soz.) Deshalb müſſen wir hier dazu Stellung nehmen. Der
Entwurf ſucht unter der Flagge einer Strafrechtsreform ganz
gefährliche, reaktionäre Ware einzuſchmuggeln. Der Hoch-
verratsparagraph war von jeher ein beliebtes Mittel gegen un-
bequeme, politiſche Gegner, eine Liſte der in den letzten Jahr-
zehnten wegen Hochverrat von Gericht Geſtellten wäre eine

Ehrentafel der mutigſten Männer.
(Sehr richtig! b. d. Soz.) Freilich wird der Paragraph nur
benutzt, um Drohungen einer Verfaſſungsumwälzung von
unten zu beſtrafen. Drohungen mit den Verfaſſungsbruch vonoben pleiven ſtraflos. Bisher mußte der verräteriſche Willen

auf ein beſtimmtes Unternehmen gerichtet ſein, der neue Ent-
wurf will dieſe Schranke beſeitigen, er will mit Zuchthaus bis
zu zwei Jahren denjenigen beſtrafen, der zu hochverräteriſchen
Handlungen „aufreizt“. Dieſer Begriff der Aufreizung ſoll
jede der Regierung unbequeme Agitation mit dem Brandmal
der Ehrloſigkeit bedrohen. Nach der Begründung ſei es „un-
angenehm empfunden“, daß die geſchulten Agitatoren nicht
direkt zu ſtrafbaren Handlungen aufſordern, ſondern ſich mit
der Aufreizung begnügen (Hört, hört!), die darin beſteht, daß
ſie eine hochverräteriſche Geſinnung und Stimmung wecken.
(Hört, hörtl) Der Reichskanzler hat vor einiger Zeit der
Sozialdemokratie die moraliſche Verantwortung für die Vor-
gänge in Moabit zugeſchoben. Wir hätten Geſinnung und
Stimmung hervorgerufen, aus der die Exzeſſe herausgewachſen
ſeien. Wird alſo der geplante Paragraph Geſetz,
ſo gehört jeder ſozialdemokratiſche Agitator ins Zuchthaus,

denn mit jedem Wort wollen wir eine Geſinnung und Stim-
mung wecken, der die beſtehenden Zuſtände unhaltbar er-
ſcheinen. (Lebh. Zuſt. b. d. Soz.) Nach den Reden auf der
letzten Verſammlung des Bundes der Landwirte würden auch
die Herren vom Hanſabund getroffen, auch der Bauernbund
und die Nationalliberalen, wenigſtens eine gewiſſe Sorte
Nationalliberaler, um mit Herrn von Oldenburg zu ſprechen.

Ein anderer Paragraph bedroht mit Gefängnis bis zu zwei
Jahren oder mit Geldſtrafe bis zu 2000 Mk., denjenigen, der
öffentlich durch Verbreitung von Schriften zur Begehung von
Verbrechen oder Vergehen, oder zu Auflehnungen gegen Ver-
ordnun uffordert oder aufreizt, oder begangene Verbrechen
verherrit. Dieſer Paragraph ſoll jede Kritik einer Anord
nung der Regierung oder Behörde unmöglich machen. Wenn
ein Redner die ſchöne Verkehrsordnung des Herrn von Jagow
nicht genial findet,

gehört er ins Geſängnis.
(Heiterkeit.) Die Beſtimmung, daß die Verherrlichung von be
gangenen Verbrechen ſtrafbar ſein ſoll, iſt

ein alter Ladenhüter aus der Umſturzvorlage,
der durch die Lagerung nicht wertvoller geworden iſt.

Vizepräſident Spahn: Der Strafrechtsentwurf hat doch
mit dem Titel Staatsſekretär nichts zu tun.

Abg. Frank (fortfahrend): Jch habe betont, daß kein
Sozialdemokrat, kein Arbeitervertreter in die Kommiſſion zur
Vorberatung des Entwurfs berufen iſt, und daß wir deshalb
unſere Anſchauungen über das neue Recht hier zu machen
gezwungen ſind.

Vizepräſident Spahn: Jch bitte nur Rückſicht darauf zu
nehmen, daß der Titel Staatsſekretär zur Verhandlung ſteht.

Abg. Frank (fortfahrend): Jch meine doch, daß der Staats-
ſekretär nicht ohne Einwirkung auf die Zuſammenſetzung der
Kommiſſion iſt. Sollte ich mich darin irren, ſo wäre ſeine
Stellung noch einflußloſer, als ſie jetzt ſchon bewertet wird.
(Heiterkeit und Sehr gut! b. d. Soz.) Jn der Budgetkom-
miſſion iſt ausführlich über dieſe Frage verhandelt worden.
Es ſoll alſo künftig ſtrafbar ſein, wenn jemand bei der Be-
ſprechung von Verbrechen in Rußland auch die Urſachen er-
örtert, die dazu geführt haben, wenn jemand z. B. über die
Urſachen der portugieſiſchen Revolution ſpricht. Das formale
bürgerliche Recht war unzweifelhaft auf Seiten von Alfons.
(Zuruf: Manuel!l) Jawohl, von Manuel. (Abg. Ledebour
(Soz.): Alfons kommt noch! Heiterkeit.) Aber

das hiſtoriſche Recht war auf ſeiten der Hochverräter.
(Zuſtimmung b. d. Soz.) Uebrigens würde auch die Rede des
Herrn v. Jagow unter dieſen Paragraphen fallen, denn mit
ſeiner Verherrlichung der Polizei hat er auch

die Verbrechen verherrlicht,
die von Polizeibeamten in Moabit begangen ſind. (Sehr
wahr! b. d. Soz.) Andere Paragraphen ſollen die Arbeiter-
bewegung niederhalten. Mit zwei Jahren Gefängnis wird
bedroht, wer durch gemeingefährliche Drohungen den öffent-
lichen Frieden ſtört. Dieſer Paragraph ſoll die Spießbürger
ſchützen man denkt dabei an Heines Verſe:

Und als ich über den Gotthardt kam,
Da hört' ich Deutſchland ſchnarchen,
Es lag und ſchlief in ſicherer Hut
Von ſechsunddreißig Monarchen.

(Heiterkeit.) Was iſt denn eine gefährliche Drohung?
Jede Ankündigung eines Streiks oder Boykotts

wird von den Spießbürgern als gemeingefährliche Drohung
empfunden. (Sehr wahrl b. d. Soz.) Ein anderer Paragraph
erklärt die Teilnahme an einer Verbindung, die einen ſtraf-
baren Zweck verfolgt, für ſtrafbar. Daß Verbindungen von
Arbeitern den Strafgeſetzen zuwiderlaufen, ſteht nach der Mei-
nung der Regierung feſt. Die Perle der deutſchen Recht-
ſprechung, den dolus eventualis, will man jetzt geſetzlich feſt-
legen. Und ein Entwurf, der ſolche Beſtimmungen gegen die
Arbeiterbewegung enthält, will r den S 130 a, den
Kanzelparagraphen, abſchaffen. ir haben nichts dagegen, denn
mit der Polizei kann man eine Weltanſchauung nicht be-
kämpfen. (Sehr wahrl b. d. Soz.) Aber es iſt doch pikant,
daß der deutſche Staat in einem Augenblicke, wo er von der
Kirche beſonders zärtlich behandelt wird Heiterkeit links ſich
in den Schutz der Kirche flüchtet, um das Zentrum gegen die
Arbeiterbewegung zu gewinnen. r die Gewerkſchaftswelt
vergißt den Entwurf nicht; mit drei Jahren Gefängnis wird
87 rreir der Verkehrsarbeiter bedroht. (Hört, hört! b. d.
Soz.

Die Unternehmer dagegen werden ſehr zärtlich behandelt.
Sie ſollen auch künftig durch Uebertreten von Schutzvorſchrif-
ten Tauſende und Zehntauſende verdienen, und nur drei bis
fünf Mark Strafe zahlen. (Hört, hört! b. d. Soz.)

Auch in bezug auf die Jufſtiz ſcheint Oſtelbien eine beſondere
Stellung einzunehmen. Das Urteil im Falle Becker iſt den
breiten Maſſen direkt unverſtändlich, obwohl das Gericht an
erkennt, das der Angeklagte gereizt war, erkannte es auf ein

Gefängnis ohne dieſe mildernden Umſtände hätte
es ihm wohl gevierteilt. Man hat es dem Angeklagten ſchwer
angerechnet, daß er

einen ſo hohen Beamten, einen Landrat,
beleidigt hat, man fühlt ordentlich, wie dem Gerichtshof

eine Gänſehaut vor Ehrfurcht
überläuft. (Heiterkeit.) Vor dem Geſetz ſind alle gleich, nach
der Verfaſſung, aber nicht vor dem Gericht. (Sehr
wahr! b. d. Soz.) Jn Breslau, der Heimat von „Soll und
Haben“, hat

die Juſtiz eine doppelte Buchführung.
Von den fünf verantwortlichen Redakteuren der Volkswacht iſt
in den letzten vier Jahren beſtraft: einer mit einem Jahr einen
Monat Gefängnis, einer mit einem Jahr zwei Monaten und
1200 Mark Geldſtrafe, einer mit ſieben Monaten und 1500 Mk.
Geldſtrafe, einer mit drei Monaten und 400 Mark und der
fünfte mit 41 Monaten und 2000 Mark Geldſtrafen, und neun
Prozeſſe ſchweben noch. (Hört, hört! b. d. Soz.) Dabei iſt die
Sprache der Volkswacht keineswegs verletzend, aber wenn der
Staatsanwalt, der ſie regelmäßig lieſt, ein Wort entdeckt, das
vielleicht als „Beleidigung“ ausgelegt werden kann und in
welchem Blatte, auch in welcher konſervativen Zeitung ſteht
derartiges nicht ſo ſchickt er die Nummer an den betreffen-
den Verletzten. Das iſt

ein ſchlimmer Mißbrauch der amtlichen Stellung.
(Lebh. Sehr richtig! b. d. Soz.) Derſelbe Staatsanwalt erhebt
keine Anklage gegen bürgerliche Blätter, welche die-
ſelben Artikel bringen. (Hört, hört! b. d. Soz.) Von
unſerer Preſſe verlangen die Breslauer Richter, daß ſie jedes
Wort auf die Goldwage legen, ſie ſelbſt aber gehen mit der
Ehre ihres Nebenmenſchen nicht ſo vorſichtig um. Vor kurzem
führte der Redakteur Schiller zu ſeiner Verteidigung an, daß
manchmal auch hohe Beamte, ja Offiziere, den Weg zur Volks-
wacht finden, wenn ſie Mißſtände abſtellen wollen. Darauf
erwiderte ihm der Vorſitzende, Landgerichtsrat Mundrhy,

Leute, die das tun, ſeien ehrloſe Schweinehunde.
(Lebh. Hört, hört! b. d. Soz.) Als Schiller in ſeinem Schluß-
wort ſich gegen dieſe beleidigende Aeußerung wehren wollte,
was ſein gutes Recht war, hinderte der Vorſitzende ihn
daran und drohte mit einer Ordnungsſtrafe. (Erneutes
Hört, hört!) Wie ſoll man einen Vorſitzenden nennen, der ſich
ſo gegen die Ehre ſeiner Nebenmenſchen aufführt und einen
wehrloſen Angeklagten an der Abwehr der Beleidigung hindert.
Ein Mann, der ſich ſo wenig beherrſchen kann, iſt

nicht würdig, Vorſitzender
einer Strafkammer zu ſein. (Lebh. Sehr richtig! h. d. Sog.)
Dieſer Fall ſteht keineswegs vereinzelt, in zahlloſen Fällen
hat man verſucht, Angeklagte, Verteidiger und Zeugen durch
Ungebührſtrafen einzuſchüchtern. Am Oberlandesgericht in
Frankfurt fing während des Plädoyers des Anwalts ein Bei-
ſitzer an zu frühſtücken, und als der Anwalt dies für unge-
bührlich hielt und das Plädoyer unterbrach, wurde eine Strafe
wegen Ungebühr verhängt gegen den Anwalt. (Hört, hört!ne Auch in den erſten Stadien des Moabiter Prozeſſes

hagelte es Ungebührſtrafen, und noch zuletzt wurde gegen einen
Anwalt eine Ungebührftrafe von 100 Mark ve-hängt, weil er
ſagte, die Blutflecke auf den Röcken der Schutzleute könnten

durch die Orden nicht verdeckt
die man ihnen verliehen. (Lebh. Sehr richtig! b. d.

Soz.)
Ein beſonderes Kapitel bildet der Kampf gegen vie

Jugendorganiſationen.
Es iſt „politiſch“, wenn die jungen Leute vor den Gefahren des
Alkobols gewarnt werden, „politiſch“, wenn ihnen ſanitäre oder
hiſtoriſche Vorträge gehalten werden, „politiſch', wenn die
Schmutzliteratur bekämpft wird. Aber nicht politiſch iſt es, wenn
in „chriſtlichen“ und „nationalen“ Jugendvereinen Vorträge
über Weltpolitik gehalten werden, nicht politiſch iſt es, wenn
in ſolchen Vereinen hohe geiſtliche oder weltliche Herren Wahl-
reden halten. Uns kann es recht ſein. Auf dieſe Weiſe wird
der prolctariſchen Jugend Anſchauungsunterricht über zweier-
lei Recht erteilt. (Sehr wahr! b. d. Soz.) Neuerdings hat
man ſich in Köln wohl ſchon in einer gewiſſen Karneval-
ſtimmung nicht begnügt, die Jugendorganiſation aufzu-
löſen, ſondern der dortige Polizeipräſident hat auch gleich die
ganze Jugendbewegung aufgelöſt. (Gr. Heiterkeit b. d. Sogz.)
Man verfolgt heute die proletariſchen Jugendvereine, wie man
einſtmals die Jugendvereine des aufſtrebenden Bürgertums,
die Burſchenſchaften, verfolgt hat. Heute wie damals werden
ſich die kleinlichen Praktiker der Reaktion als machtlos erweiſen.
(Lebh. Zuſtimmung b. d. Soz.)

Wir erleben im heutigen Preußen Dinge, die arg nach der
Kabinettsjuſtiz des alten Abſolutismus ſchmecken. Kein Wun-
der! Wir haben ja in Preußen den Abſolutismus, wenn auch
nicht gerade den aufgeklärten Abſolutismus. Heiterkeit und
Sehr gut! b. d. Soz.) So iſt es uns denn auch nicht weiter
ſonderbar, daß der Polizeipräſident Herr v. Jagow ſich als
oberſter Gerichtsherr etablicrt. Wie es mitdem Reſpekt vor der
Rechtspflege in den herrſchenden Klaſſen beſtellt iſt, hat ja auch
die Arbeitgeberzeitung gezeigt, die in geradezu ſchamloſer Weiſe
darüber geklagt hat, daß bei den Moabiter Prozeſſen nicht
kurzer Hand den Angeklagten und der Verteidigung der Mund
verboten wurde. (Hört, hört! b. d. Soz.) Hierher gehört auch
die Zitierung des Landgerichtsdirektors Unger vor den Juſtiz-
miniſter. Herr Unger hätte dem Miniſter einfach erklären
ſollen: Meine Rechtsbelehrung geht Sie gar nichts an. (Lebh.
Zuſt. b. d. Soz.)

Jmmer deutlicher tritt das Beſtreben hervor, die Juſtiz in den
Dienſt der Verwaltung zu ſtellen. Aus dieſem Beſtreben ent-
ſpringt auch die

Vergöttlichung der Polizei.
(Sehr wahrl! bei den Soz.) Jm Widerſpruch mit den klaren
Abſichten des Geſetzgebers, wenigſtens des Reichstags, wird
jeder Widerſtand gegen die Polizei, auch wo die Polizei
notoriſch rechtswidrig handelt, zum Widerſtand
gegen die Staatsgewalt“ geſtempelt. Nur aus dieſem Geiſt
der Vergöttlichung der Polizei heraus iſt das ſchauerliche Ur-
teil von Eſſen zu verſtehen, das gefällt wurde auf Grund

der Ausſagen des einzigen Gendarmen
Münter; nur ſo iſt ein Urteil zu erklären, wie das ſoeben
gegen Frau von Gerlach gefällte. Münter iſt ſeitdem entlarvt,
und wie glaubwürdig der Polizeileutnant Krüger, der Zeuge
im Gerlach-Prozeß iſt, hat ſich gleich nachher gezeigt. (Sehr
wahr! bei den Soz.) Es gehört zum Syſtem, daß der

Handabhacker von Breslau unbeſtraft geblieben
iſt (Sehr wahr! bei den Soz.); es gehört zum Syſtem, daß
nichts verlautet von einer Beſtrafung der Polizeiexze-
denten von Moabit. (Erneute Zuſtimmung b. d. Soz.)
Dieſe Allgewalt der Polizei iſt ein wahrer Hohn auf den
Rechtsſtaat; dagegen entſprach es völlig dem Begriff eines
wahren Rechtsſtaates, wenn es in der franzöſiſchen Konſtitu-
tion von 1793 kurz und bündig hieß: „Gegen eine Behörde,
die geſetzwidrig handelt, iſt

der Aufſtand Recht und Pflicht des Volkes.“
(Hört, hört! bei den Soz.) Bei dieſer Abhängigkeit der Juſtiz
von der Polizei iſt es nicht zu verwundern, wenn das Ver
trauen zur Rechtspflege in immer weiteren Kreiſen, auch
außerhalb der Sozialdemokratie, ſchwindet. Vertrauen ge
nießen nur diejenigen Gerichte, deren Mitglieder aus Wah
len hervorgehen, wie die Gewerbe- und Kaufmannsgerichte.
Sehr wahrl! bei den Soz.) Mehr und mehr beginnen auch

bürgerliche Kreiſe die Forderung aufzuſtellen, daß die Richter
der Ernennung entzogen und die Gerichte auf Volks-
wahl baſiert werden. Wenn aber die Strömungen die Ober-
hand gewinnen, die die Juſtiz noch tiefer in die Abhängigkeit
von der Verwaltung drücken wollen, ſo wird auch der letzte
Reſt vom Vertrauen zur Rechtspflege im Volke ſchwinden.
(Lebh. Beifall bei den Soz.)

Staatsſetretär des Reichsjuſtizamts Dr. Lisco (ſchwer
verſtändlich) Dem Verlangen des Reichstags, daß drei An-
wälte in die Kommiſſion zur Vorbereitung des neuen Straf-
geſetzbuchs berufen werden ſollen, wird Rechnung getragen
werden. Auf politiſche Stellung wird bei der Berufung in
dieſe Kommiſſion nicht geſehen. (Na, nal bei den Soz.)
Die Beſtrebungen zur Bekämpfung der Schmutzliteratur fin-
den die volle Sympathie des Reichsjuſtizamts. Bei dem
Allenfſteiner Prozeß mögen einige Fehler vorgekommen ſein.
Aber die Richter ſind doch auch Menſchen. Je beſſer die Vor-
bildung des Richterperſonals iſt, deſto weniger werden Fehler
und Jrrtümer vorkommen.

Fürſt Eulenburg wird wieder vor Gericht erſcheinen,
wenn ſein Geſundheitszuſtand es erlaubt. Heiterkeit links.)
Vorläufig iſt er noch vernehmungsunfähig. Es iſt ja erfreu-
lich, daß jetzt in Eſſen ein Freiſpruch erfolgt iſt, es liegt aber
keine Veranlaſſung vor, in der Art und Weiſe, wie der Vor-
redner es getan hat, Staatsanwalt, Richter und Geſchworene
des Eſſener Prozeſſes zu ſchmähen. Es kann auch keine
Rede davon ſein, daß der Landgerichtsdirektor Unger vom
Juſtizminiſter zur Rede geſtellt worden iſt. (Heiterkeit bei den
Soz.) Proteſtieren muß ich auch gegen die Angriffe des Dr.
Frank auf Staatsanwälte und Richter. (Beifall rechts.)

Abg. Dr. Varenhorſt (Reichsp.): Der Abg. Dr. Frank
ſcheint ſehr in das Fahrwaſſer des Abg. Stadthagen geraten
zu ſein. Wenn die Breslauer ſozialdemokratiſchen Redak-
keure ſcharf beſtraft werden, ſo liegt das nicht an den Richtern,
ſondern

an der unſauberen Feder,
die dieſe Herren Redakteure führen. (Unruhe bei den Soz.)
Wie hat die Sozialdemokratie den Zaren beſchimpft, der mit
ſeiner kranken Frau nach Deutſchland gekommen iſt. Wir
proteſtieren gegen ſolche Schmutzereien. (Bravo! rechts. Heiter-
keit bei den Soz.) Die Bonner Studenten hatten doch wirklich
nichts Schlimmes getan! (Zuruf b. d. Freiſ. und Soz.) Jch
meine nicht die Sache mit der Eiſenbahn, ſondern den
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darmloſen Budenzauber. (Zuruf links.)
Die jungen Leute waren betrunken.

Trunkenheit iſt bei Studenten doch einmal nicht ſel-
ten. Heiterkeit und Zuſtimmung bei den Soz.) Nicht wir
tragen die Politik in den Gerichtsſaal hinein, ſondern die
Sozialdemokratie. Die Rechtsanwälte im Moabiter Prozeß
haben den empörendſten Mißbrauch mit ihren Rechten ge
trieben. (Lebh. Zuſtimmung rechts, ſtürmiſche Unruhe und
Zurufe bei den Soz.) Sie haben die Aufmerkſamkeit von den
Angeklagten ab und auf die Polizei hingelenkt, um die Tat-
ſache zu verſchleiern, daß die Sozialdemokratie die moraliſche
Schuld an den Moabiter Vorgängen trägt. (Bravol! rechts.
Zurufe bei den Soz.)

Abg. Dr. Ablaß (Fortſchr. Volksp.):
Jch muß hier auf den Fall Becker zu ſprechen kommen, da die-

ſer Prozetz von größter prinzipieller Bedeutung für die uns
hier beſchäftigenden Fragen der Juſtiz iſt. Wir haben bisher
die Wendung von der Klaſſenjuſtiz zurückgewieſen, wollen
aber nicht verhehlen, daß, wenn ſolche Fälle ſich häufen,
auch wir nicht länger die Exiſtenz einer Klaſſenjuſtiz leugnen

können.

(Lebh. Hört hört! bei den Soz.) Die Kreuzzeitung
hat Herrn Becker mit einer Flut widerlicher Beſchimpfungenuberſchüttet. Nur mit phyſiſchem Ekel ſpreche ich von dieſem

Blatte türm. Zuſtimmung links. Rufe: Das Blatt des
gzuchthauslers Hammerſtein! Sehr gut! bei den Soz.) Das
Blatt iſt ſich gleich geblieben ſeit den Tagen Bismarcks. Und
dasſelbe Blatt verlangt Verſchärfung der Preßſtrafen, ver-
langt daß nicht bloß die Redakteure, ſondern auch die Verleger
ruiniert werden. Dieſes Blatt, das, wie Bismarck bezeugt,

die Verlenmdung gewerbsémäßig betreidt!
(Lebh. wiederholte Zuſtimmung auf der ganzen Linken.) Der
Prozeß iſt benutzt worden, um gegen die Rechte der Verteidiger
Sturm zu laufen. Aber gerade er zeigt, wie nötig es iſt, ſie
vor jeder Verminderung zu ſchützen (Lebh. Zuſtimmung links.)
Wenn Herr Becker den Diſziplinarrichtern den Vorwurf ge-
macht hat, daß ſie objektiv unfähig ſeien, politiſchen Gegnern
das Recht zu ſprechen, ſo tat er es auf Grund einer Fülle von
Material. Oekonomierat Hecht und Landſchaftsrat Raſſow
haben unter Eid erklärt, daß ſie

keinem Sozialdemokraten die Schankkonzeſſion erteilen.
(Hört, hört! bei den Soz.) Das ſpricht nicht für politiſche Ob-
jektivität. Um gegen Liberale edenſo tendenziös vorgehen zu
können wie gegen Sozialdemokraten, nennt man ſie „ver-
ſtedte Sozialdemokraten. (Hört, hoörtl) Sobald
Lehrer Schacht ſich für die freiſinnige Sache einſetzte,
hatte er unter allerhand Schikanen zu leiden

Vizepräſident Schul z Der Fall Schacht ſteht doch nur in
ſehr loſem Zuſammenhang mit dem Juſtizetat. (Beifall
rechts. Widerſpruch links.)

Abg. Dr. Ablaß: Die Behandlung des Lehrers Schacht iſt
der beſte Beweis für die Behauptung Beckers, daß der Land-
rat von Maltzan der Agitator des agrariſchen Demagogen-
tums iſt. (Lebh. Zuſtimmung links.) Redner gibt einige
Proben des vornehmen Tons der Landratspreſſe. Unter an-
derem ſprach das Kreisblatt von einer Beckerklogake. (Zuruf
bei den Soz.: Der gute Ton in allen Lebenslagenl) Der
Geheimbericht Maltzans über die Bekehrungsverſuche an Becker
iſt ein wichtiges Kulturbild aus Oſtelbien. Die vermeint-
liche Rechtsſchwenkung Beckers wird als „Rehabilitation“
bezeichnet. Dieſe Ausdrucksweiſe in einem amtlichen Bericht
iſt eine unerhörte Beſchimpfung des entſchiedenen Liberalis-
mus. (Lebh. Zuſtimmung links.) Der Prozeß enthüllt

ein Bild ſchlimmſter politiſcher Entartung;
politiſche Verfolgungsſucht und unerhörter Uebermut der Kon
ſervativen treten hier mit ſeltener Deutlichkeit zutage. Bis
zu einem gewiſſen Grade tut es mir leid, daß ich hier Herrn
von Malgtzan habe angreifen müſſen. Angriffe der Oppoſition
dienen in Preußen nur zur Empfehlung und vielleicht
ſehen wir ihn, gleich früheren Kanalrebellen, noch auf dem
Miniſterſeſſel. (Lebh. Heiterkeit und Sehr gutl! links.) Jn
London iſt ein Mann, der dem Könige die ſchlimmſten Ver-
brechen ganz unbegründet nachgeſagt hat, in Amſterdam iſt der
Meſſerſtecher, der die Nachtwache Rembrandts verſtümmelt hat,
zu einem Jahre Gefängnis verurteilt worden. (Hört, hört!)
Jn Preußen aber wird ein Mann, der auf Grund gehäuften
Materials gegen einen Landrat auftritt und ſich dabei viel-
leicht in der Form vergreift, ebenfalls zu einem Jahre Ge-
fängnis verurteilt. Dieſer Vergleich redet Bände. (Lebh. Bei
fall links.)

Abg. Roth (Wirtſch. BVgg.): Warum die Linke ſich für
Herrn Becker ſo ins Zeug legt, wird einem klar, wenn man
bedenkt, daß ſein Vater Bernſtein-Becker hieß. Gelächter
links. Zuruf: Weil er das Bernſtein-Monopol hatte.)

vertagt das Haus die Weiterberatung auf Mittwoch
1 r.

Schluß 634 Uhr.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 22. Februar 1911.

Politiſcher Vortragskurſus des Bildungsausſchuſſes.
Der geſtrige vierte Vortragsabend im Kurſus des Bildungs-ausſchuſes war ebenfalls gut, wenn auch ein wenig ſchwächer

beſucht, als der letzte. nſchließend an die grundlegenden
theoretiſchen Vorträge des Genoſſen Borchardt brachte er die
Erörterung der ſozialdemokratiſchen Forderungen
zum Verfaſſungsweſen. Das Thema hielt ſich alſo
mitten zwiſchen rein theoretiſcher Veranſchaulichung und prak-
tiſcher Darlegung. Es wurde vom Genoſſen Paul Hennig
in reichlich Aſtündigen Ausführungen ſeinen inneren Zu-
ſammenhängen nach lichtvoll und erſchöpfend behandelt. Die
vom Referenten gezogenen Richtlinien ins einzelne hinein zu
verfolgen, muß an Hand der weiter unten mitgeteilten Literatur
Sache der Hörer ſein.

Dem Gedankengange nach führte Genoſſe Hennig etwa
folgendes aus: Die heutige Tagesordnung iſt ſo umfangreich,
daß ſie nur im gröbſten herausgearbeitet werden kann. Die
Aufgabe iſt, den Zuſammenhang unſerer großen Forderungen
im Klaſſenkampf feſtzuſtellen, und nachzuweiſen, daß ſie auf-
rechterhalten werden müſſen. Das Ziel des Klaſſen-
kampfes iſt bekannt: Die Erringung der politiſchen Gewalt
für die Arbeiterklaſſe und mit ihr zugleich herbeigeführt die
Sozialiſierung der Produktion. Wollen wir an ſeiner Ver-
wirklichung arbeiten, ſo brauchen wir Rechte, Rechte am Staat.
Die Rechte der Staatsbürger ſind in der Verfaſſung feſtgelegt,
ſie bedeuten Macht. Der Kampf um die politiſche Macht iſt alſo
vor allem ein Kampf um die Verfaſſung. 1

Die Unwiſſenheit in Verfaſſungsfragen iſt unendlich groß.
Die Arbeiterklaſſe muß ſich aber beſonders klar über die Ver-
faſſung ſein, da ſie um deren freiheitliche Ausgeſtaltung kämpft.
Verfaſſung iſt das Staatsgrundgeſetz; jeder Staat muß ein
ſolches haben. Es kommt nicht auf die Niederſchrift der Ver-
faſſung an, ſondern auf die beſtehenden tatſächlichen
Machtverhältniſſe, die ſie beſtimmen. Auch für ſie ſind
die Wirtſchaftsfragen entſcheidend. Die inneren Machtverhält-
niſſe im Staate verſchieben ſich entſprechend dem Wandel der
Produktionsweiſe; folgt die Niederſchrift der Verfaſſung ihnen
nicht, ſo entſtehen Konflikte. Die Staatsform muß alſo den
tatſächlichen Verhältniſſen angepaßt ſein. Staatsform und
Wirtſchaftsform ſind zwei verſchiedene Begriffe. Das Aeußere
der Staatsform iſt nicht das Weſentliche, vielmehr iſt es ihr
Jnhalt, der durch die Produktionsverhältniſſe und die ſozialenWMachtverhältniſſe beſtimmt wird. Der Kapitalismus findet
ſeine Rechnung unter der Republik wie unter der abſoluten
Monarchie. Wie er das Staatsweſen durchdringt, das Recht der

Verfaſſung mit ſeinen rer eren weiß, dasmacht für uns das Weſen der Verfaſſüng aus. Recht
iſt erſtarrte Macht. In der Gegenwart iſt daher die Verfaſſung
niedergeſchriebene kapitaliſtiſche Macht. ie verfaſſungs-
mäßigen Rechte ſind den Kapitaliſten günſtig, die Arbeiterklaſſe
hat nur geringen Teil daran.

Die Verfaſſung beſtimmt den Anteil des Staats
ürgers ander Geſetzgebung und Verwaltung.

Sie muß zunächſt die Souveränität im Staate feſtlegen. Jn
komplizierten Staatsweſen iſt dieſer Begriff nicht leicht aus
der Verfaſſung zu deſtillieren. Er muß überhaupt tiefer gefaßt
werden, als es meiſt geſchieht. Souverän iſt die Gewalt im
Staate, die ihren Millen auch letzten Endes gegen Recht und
Geſetz, alſo unter allen Umſtänden durchſetzen kann. Jhr ſind
die Machtmittel des Staates untertan. Mit dieſen kann ſich
eine den tatſächlichen ſozialen Machtverhältniſſen wider-

rechende Souveränität halten. Aber nur ſolange, als keine
Klarſtellung der Machtverhältniſſe durch Staatsſtreich oder
Revolution erfolgt. Zur Umgeſtaltung einer Verfaſſung iſt
die Verſchiebung der tatſächlichen Macht verhältniſſe nötig. Jſt
die Differenz zwiſchen geſchriebener Verfaſſung und Macht-verſchiebung zu groß, ſo miſſen ſchwere Konflikte, gewaltſame

Umwälzungen ausbrechen. Jn Preußen z. B. iſt die Diffe-
renz zwiſchen Verfaſſung und wirklichen Machtverhältniſſen,
wie ſie aus dem Stande der Produktionsweiſe folgen, eine ganz
außerordentlich große. Die Verfaſſung regelt nicht nur die
Geſetzgebung, ſondern auch die Verwaltung. Jſt die Ver-
waltung rückſtändig, dann nützt die freieſte Verfaſſung nichts.
Bis zu einem gewiſſen Grade erkennen wir das in Preußen, wo
Verwaltung und Verfaſſung vielfach in kraſſem Widerſpruch
ſtehen. Jn Preußen iſt die Verwaltung Trägerin der
Souveränität. Hier iſt der Kampf für die Demokratie vor allem
auch der Kampf gegen die Verwaltung. Die Ver-
waltung oder Regierung hat den bedeutendſten Einfluß auch auf
die Geſetzgebung, da ſie die Geſetze vorſchlägt. Sie hat auch das
Verordnungsrecht. Mit dieſen beiden Befugniſſen kann ſie das
verfaſſungsmäßige Recht nach ihrem Willen beugen. Weil die
Verwaltung ſo ungeheure Gewalt beſitzt, müſſen wir verlangen,
daß die Wahl der Behördendurchdas Volk geſchieht.
Solange das nicht durchgeſetzt iſt, muß als mindeſtens die
parlamentariſche Regierung in Kraft treten.

Um nun die Macht verhältniſſe im Deutſchen
Reiche zu erforſchen, ſo muß zunächſt feſtgeſtellt werden, daß
demokratiſche Grundſätze in der deutſchen Verfaſſung nicht ge-
funden werden. Nicht wie in England iſt es hier, daß das
Volk die Quelle aller Macht iſt. Das Reich iſt nicht
gegründet worden, damit das Volk freiheitliche Einrichtungen
bekomme, ſondern damit den wirtſchaftlichen Jntereſſen der Be
ſitzenden gedient werde. Das beweiſen die Geſetzgebungszweige,
die in der Verfaſſung der Hoheit des Reiches unterſtellt ſind.
Die Geſetzesmaterien, die die Freiheit und das Wohlergehen
des Volkes bringen ſollten, ſind den Einzelſtaaten überlaſſen
worden. So hat man das Unglaubliche fertig gebracht, dem
Volke eine verhältnismäßig freie Verfaſſung zu geben und es
doch unter dem Polizeiſtock zu halten.

Die geſetzgebende Reichsgewalt wird durch den
Bundesrat und dew Reichstag repräſentiert. Der Bundesrat
iſt vom Volke unabhängig, er tagt auch geheim. Das Volk iſt
auf ihn gänzlich einflußlos. Der Bundesrat iſt angeſichts der
tatſächlichen Verhältniſſe nichts als eine Filiale der
preußiſchen Monarchiez; wie oft bei allbekannten Ge-
legenheiten bewieſen werden konnte. Wenn es heißt, Reichs
recht bricht Landesrecht, dann iſt das illuſoriſch gegenüber den
17 Stimmen Preußens im Bundesrat, womit jede Verfaſſungs-
W r hintangehalten werden kann. Was nützt das Reichs-
tagswahlrecht, wenn die aus ihm I Körperſchaft
keine Rechte beſitzt? Das wichtigſte Recht, das Budgetrecht,
hat der Reichstag ſich ſchwer verkümmern, ja faſt völlig rauben
laſſen. Man denke an das Quinquennat, an die langfriſtigen
Flottengeſetze. Noch kraſſer tritt das bei den Einnahmen her-
vor, Zölle und Steuern ſind für alle Dauer beſchloſſen. ie
J hat immer Kaſſe. Und doch kann nur mit dem
Budgetrecht der Reichstag freiheitliche Zugeſtändniſſe erringen.
Nur bei der Schaffung neuer Steuern kann heute der Reichstag
ſein Finanzrecht geltend machen. Wie das geſchieht, haben wir
ja bei der grandioſen Reichsfinanzreform von 10909 geſehen.
Der deutſche Reichstag iſt in der Tat das, was Liebknecht in
ihm erblickte: das Feigenblatt des Abſolutismus.
Ganz den Gegenſatz zu dieſer kläglichen Stellung des Reichs
tages bildet die Stellung des Kaiſers in der Verfaſſung; ihm iſt
die größte tatſächliche Macht in die Hände gegeben. So konnte
es kommen, daß 1906 Bülow als Vertreter des Kaiſers im
Reichstage W konnte: Die Regierung läß ſich in
Militärfragen nicht dreinreden! Der Reichstag
iſt alſo machtlos. Die Volksvertreter müſſen, ſoll dieſer Zu
ſtand geändert werden, die Maſſe des Volkes hinter
ſich haben. Das kann aber nur bei den Vertretern der
Sozialdemokratie zutreffen. Unſere Organiſationen,
unſere proletariſchen Körperſchaften ſind es, die bei wachſender
Stärkung eine freiheitliche Ausgeftaltung der Verfaſſung her
beiführen können.

Nunmehr ließ Redner die Beſtimmungen der preußiſchen
Verfaſſung Revue paſſieren. Dieſer Verfaſſung, deren
Beſtimmungen im ſchroffſten Gegenſatze zur Verwaltung W
die die Teilnahme des einzelnen an der Geſetzgebung ſo gut
wie völlig unterbunden hat, ſoweit die Maſſe des arbeitenden
Volkes in Betracht kommt. An einer bildlichen Darſtellung
eigt der Redner die Macht verteilung im preußi-wen Staat auf, bei der die Nichtbeſitzenden, die „Unter-

tanen“, vollſtändig entrechtet ſind.
Uebergehend zur näheren Betrachtung des Wahlrechts

betonte Redner deſſen Wichtigkeit für den Klaſſenkampf. Ein
freies Wahlrecht ermöglicht, das Parlament zum Tummel-
platz des proletariſchen Emanzipationskampfes zu geſtalten.
Ein preußiſches Wahlrecht kann allerdings dazu nicht dienen.
Es muß deshalb ein freies Wahlrecht, ein freies Parlament
gefordert werden, dieſes unter dem Einkammerſyſtem. Die
Form des Wahlrechts iſt aber auch noch nicht das Entſcheidende,
ſondern ſeine wirtſchaftliche Grundlage. Eine beſtochene De-
mokratie fruchtet nichts. Das Parlament muß von unten auf
dringen es muß Parteiparlament, Parteiregierung ſein, wenn
es im Volke wurzeln ſoll. Heute hat die ſtärkſte Partei in
Preußen- Deutſchland keinen Einfluß. Die Parteiregierung
bringt Talente und Fähigkeiten zur Auslöſung. Um ſie herbei-
zuführen, verlangen wir das freieſte Wahlrecht. Das
ſoll allgemein und gleich ſein, das ſind ſeine erſten und not-
wendigſten Eigenſchaften. Hinzu ſoll das Proportionalwahl-
recht treten. Endlich muß das Wahlrecht direkt und geheim
ſein. Woher nun aber dieſe Forderungen?

Jn allen bisherigen Parlamenten haben ſie geherrſcht, die
im Beſitz der Produktionsmittel waren. Urſprünglich waren
Grund und Boden beſtimmend für die Zuſammenſetzung
des Parlaments. Entſcheidend ſoll aber ſein die Perſon
und die Arbeit. Die Reaktionäre ſagen, daß die Gleich-
ſetzung ungleicher Perſonen durch das gleiche Wahlrecht un
gerecht ſei. Wie ſoll dieſe vermeintliche Ungerechtigkeit be-
ſeitigt werden? Die Demokratie muß ſcheinbar Ungleiches
gleichſetzen, ſonſt erhebt ſie die ſchlimmſte Ungerechtigkeit zum
Prinzip. Wir fordern das Wahlrecht der Frauen, treten aber
ſcharf gegen den Wahlzwang auf, der ein Widerſpruch
in ſich ſelbſt iſt und ein Mittel der Reaktion werden kann.
Die Einführung des völlig gleichen Wahlrechts zu allen Körper-
ſchaften werde in Preußen- Deutſchland geradezu eine Revolu-
tion, eine revolutionäre Machtverſchiebung bedeuten. Durch
ſeine Forderung für alle Körperſchaften unterſcheiden wir uns
von allen Parteien. Von der bürgerlichen Demokratie dadurch,
daß wir das Wahlrecht als Mittel zum Zweck be-
trachten. Uns iſt der Klaſſenkampf, die bewußte Hinarbeit
auf die Sozialiſierung der Produktionsmittel das wichtigſte.
Wir kranken in Deutſchland .daran, daß wir das Reichstags
wahlrecht zu leicht, als Geſchenk bekommen haben. Hätten wir
es uns erkämpft, dann wäre es der Arbeiterklaſſe viel

r wert, dann könnte es uns auch nicht ſo leicht
genommen werden.

Zum Schluß erörtert Genoſſe Hennig noch die direkte
Geſetzgebung durch das Volk, die an das Repräſen-
tativſhſtem zu knüpfen iſt, dem die Volksinitiative obzuſetzen
iſt. Zur Volksabſtimmung gehört aber der Beſitz aller anderen

olitiſchen Rechte. Dieſe müſſen wir uns erobern durch unſere
rganiſation, durch den Klaſſenkampf. Alle demokratiſchen

Rechte aber, das Wahlrecht und alle anderen, ſind uns zu
nächſt nur Mittel zum Zweck, dem nämlich der Sozialiſierung
aft. tiondmittel. alſo der ganzen menſchlichen Geſell
chaft.
Dem Vortrage folgte ſehr ſtarker Beifall. Mitgeteilt wurde

noch, daß vorausſichtlich am nächſten Dienstag, 2. März, Ge-
noſſe Dr. Karl Liebknecht ſprechen wird.

Als Literatur über das Verfaſſungsweſen ſeien
empfohlen vor allem die beiden meiſterhaft klaren und tiefen
Vorträge Laſſalles: Ueber Verfaſſungsweſen
und Was nun? GGBeide in einer billigen Vorwärtsausgabe.)
Weiter ſeien erwähnt: Verfaſſung sweſen und Ver-
faſſungskämpfe in Deutſchland von G. Grad-
nauer (Verlag Vorwärts, Preis geb. 3 Mk.) und Grund-
begriffe der Politik von Fr. Stampfer. (Fränkiſche
Verlagsanſtalt, Nürnberg, Preis geb. 3 Mk.) Beide Bücher
müſſen jedoch eiwas kritiſch ſtudiert werden da ſie hie und da
die materiellen Triebkräfte des politiſchen Geſchehens zu wenig
berückſichtigen. Texte der Reichs- und preußiſchen Staats-
verfaſſung ſind in Reclams Unwerſalbibliothet erſchienen und
koſten je 20 Pf.

Allgemeine t gegen Stadtgemeinde
alle.

Die Allgemeine Elektrizitäts geſellſchaft in
Berlin, Unternehmerin der Halleſchen Straßenbahn, hatte
gegen die Stadtgemeinde Halle a. S. auf Feſiſtellung
getklagt, daß ſie berechtigt ſei, die zum Betriebe notwendigen
Keſſelkohlen vom Bahnhofe Trotha aus über die
Gleiſe der Straßenbahn nach ihrem Depot zu trans-
portieren. Die Klägerin iſt Rechtsnachfolgerin des Straßen
bahndirektors D., dem die Stadt im Jahre 1884 vertraglich
die von ihr hergeſtellten Straßenbahnlinien mietweiſe über-
laſſen hatte. Später hatte die klagende Geſellſchaft mit der
Stadt einen ſelbſtändigen Vertrag geſchloſſen, in deſſen S 2
ihr gleichfalls die mieiweiſe Benutzung der Gleiſe zum Be-
triebe einer Straßenbahn eingeräumt worden war. In 8 6
dieſes Vertrages war beſtimmt, daß der Betrieb zunächſt nur
zum Transporte von Perſonen dienen ſolle, die
ſpätere Einführung von Frächtverkehr war vorbehalten. Nach-
dem der Elektrizitätsgeſellſchaft durch Vertrag mit der Eiſen-
bahndirektion Halle die Abholung der Keſſelkohlen,
die die Zeche Glückauf Trotha lieferte, direkt ab Bahn-
hof ermöglicht worden war, beſtritt die Stadtgemeinde der
Klägerin das Recht, zum Transporte dieſer Kohlen als der von
Frachtgütern die ſtädtiſchen Gleiſe zu benutzen. Das
Landgericht Halle hatte zugunſten der Klägerin ent-
ſchieden. Die Straßenbahn e zwar zunächſt nur für den
Transport von Perſonen beſtimmt geweſen. Eine ſpätere
Abänderung des Vertrages, der den Transport von Frachten
vorbehalten habe, ſei nicht erfolgt, ſo daß der Gütertransport
an ſich nicht geſtattet ſein würde. Unter Perſonentransport,
der allein erlaubt ſein ſollte, ſei jedoch nur der Perſonen
transport zu Erwerbs zwecken gemeint geweſen. Analogaber habe auch nur der Rutertransvort zu Erwerbszwecken

ausgeſchloſſen ſein ſollen. Ein ſolcher aber liege in der Be
förderung von Keſſelkohlen zu eigenem Bedarfe auch gar
nicht vor. Gedacht ſei doch nur an einen Gütertransport im
Sinne eines Frachtgeſchäſtes. Jn der Berufungsinſtanz hatte
die Stadtgemeinde geltend gemacht, die Benutzung der ſtädti-
ſchen Gleiſe geſchähe doch nur zur Erſparnis von Frachtkoſten
in dieſem Sinne bedeute der Transport der Kohlen einen Er-
werb für die Klägerin. Das Oberlandesgericht Naum-
burg a. S. gelangte jedoch auf Grund des Vertrages gleich
falls zu einer Verurteilung der Stadtgemeinde. Wenn im
S 6 des Vertrages zunächſt nur Perſonentransport geſtattet
geweſen ſei, ſo babe damit durchaus nicht jeder Gütertransport
ausgeſchloſſen gelten ſollen. Dies gehe ſchon daraus hervor,
daß es bisher niemand J wäre, den Transport von
kleinerem Handgepäck der Paſſagiere zu unterſagen. Verboten

ſei nur der zu dauerndem Erwerbszwecke r
Gütertransport, nicht aber der Transport von Gütern, falls
dieſer zur Durchführung des Perſonentransports nötig werde.
Die Erſparnis bedeute noch keinen Erwerb. Die Klägerin be-
nutze demnach die ihr mietweiſe überlaſſenen Straßengleiſe im
Rahmen des beſtehenden Vertrages und die Beklagte könne ihr
weder als Straßeneigentümerin noch als Vermieterin dieſe
Art der Benutzung verbieten, zumal auch die Beförderung der
Keſſelkohlen mit Laſtwagen das Straßenpflaſter viel ſtärker
abnutzen würde. Auch das S erachtete dieſe
von den Vorinſtanzen getroffene Vertragsauslegung für be
denkenfrei und wies durch Urteil vom 21. Februar die ein
gelegte Reviſion zurück.

Der Umſatz der Großeinkanfgeſelſchaft deutſcher Konſum
vereine im Jahre 1910. Die Großeinkaufsgeſellſchaft deut-
ſcher Konſumvereine hat im verfloſſenen Jahr eine anſehnliche
Umſatzſteigerung zu verzeichnen gehabt. Während ſich ihr Um
ſatz 1909 auf 74 915 818 Mk. belief, betrug er 1910 88 696 649
Mark; das bedeutet eine Steigerung von 18 Prozent. Jm
vierten Quartal allein wurde gegen das entſprechende Quartal
des Vorjahres ein Mehrumſatz von 4 338 585 Mk. erreicht. Jm
Dezember betrug der Umſatz ſogar über 1026 Millionen Mark.
Das iſt der höchſte Monatsumſatz, den die Großeinkaufsgeſell-
ſchaft deutſcher n bisher erzielte. Die nkabteilung kann im Debet einen Jahresumſatz von 82 410 598
Mark, im Kredit einen Umſatz von 68 829 534 Mk. verzeichnen.
Gegen ihr erſtes Geſchäftsjahr 1909 bedeutet das eine Steige-
rung von 78 bezw. 81 Prozent.

Der Speiſeſaal als Leichenhalle. Jn der Kröllwitzer Papier-
fabrik hat man vor einigen Tagen die Leiche eines Oberwerkmeiſters
der Fabrik im Speiſeſaal für die Arbeiter aufgebahrt. Während
dieſer Zeit konnten die Arbeiter ihr Mittageſſen auf der Straße
oder ſonſt im Freien einnehmen, ohne Rückſicht auf die kalte
Jahreszeit. Wollte die i dem Toten Pietät erweiſen,
ſo brauchte ſie deswegen das Recht der Lebenden nicht anzutaſten
Mußte die Leiche durchaus im Speiſeſaal aufgebahrt werden, ſr
hätte man ſollen nach vorheriger Verſtändigung den Arbeitern ſo
viel Zeit geben, daß ſie ihre Mittagsmahlzeit ohne Hatz zu Hauſe
einnehmen konnten. Daß die Fabrikleitung handelte, wie geſchehen,
zeigt, was es mit der von ihr beſonders gepflegten „Harmonie“
zwiſchen Kapital und Arbeit auf ſich hat. Das harmoniſche Ver
hältnis beſteht lediglich darin, daß ſich die Arbeiter widerſpruchs
los zu fügen haben, wenn die „Vorgeſetzten“ kommandieren. Und
es gibt wirklich noch Arbeiter, die fich durch ſolchen Schwatz be
tören laſſen.
Die üblichen 30 Prozent. Jn der am Dienstag abgehaltenen
Sitzung des Aufſichtsrats der Halleſchen Maſchinenfabrik und
Eiſengießerei, Halle a. S., wurde beſchloſſen, der am 17. März
d, J. ſtattfindenden Generaloerſammlung für das Geſchäftsjahr
1910 eine Dividende von 30 Proz. (wie im Vorjahr) in Vorſchlag
zu bringen.

Stadttheater. Am Donnerstag findet die letzte Auf
führung der Operette Der Graf von Luxemburg ſtatt. Jn der
einmaligen Aufführung von Wilhelm Tell am kommendey
Freitag ſpielt die Titelrolle Herr Hans Hofer vom Stadt
theater in Chemnitz. Herr Hofer gaſtiert in dieſer Rolle auf
Engagement; er war vor ſeinem zweijährigen Engagement iv
Chemnitz an den Stadttheatern zu Düſſeldorf und Bremen inmehrjähriger Stellung tätig. Hoffentlich findet damit die durch
den Uebergang des Herrn Pfund ins Charakterfach eintretende
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Vakang des erſten Helden eine befriedigende Am Sonnabend wird die erfolgreiche h Bl. ſen zum
iten Male gegeben. Jn Vor tung für Sonntag abend:

r fliegende nder.
Fünftes Sinfoniekonzert des Stadttheaterorcheſters. Be

wundernde Preßſtimmen aus den jüngſten Tagen liegen über
die ſechs Violinabende von Profeſſor Henri Marteau vor, die
er im Januar gegeben hat. Prof. Marteau hat ſich die Auf
gabe geſtellt, die Geſchichte des Violinkonzerts der klaſſiſchen
und modernen Literatur vorzuführen. Der wunderbare, heute
in ſeiner Haſſiſchen Vollkommenheit einzig daſtehende Künſtler
iſt als Soliſt für das fünfte Sinfoniekonzert in den Kaiſer-
ſälen am Freitag, den 24. er., gewonnen worden und bringt
aus ſeinem großen Repertoir zwei Konzerte mit Orcheſter
begleitung, die zum höchſten gehören, was die klaſſiſche Litera
tur aufzuweiſen hat. Die Preiſe der Billetts, die in der Hof-
muſikalienhandlung Reinhold Koch zu haben ſind, mußten in
Anbetracht des beſonderen Ereigniſſes um ein geringes erhöht
werden.

Ter Vorverkauf zum Max Reinhardt- Gaſtſpiel des Oedipus
im Apollotheater ſetzte geſtern am erſten Tage gleich ſo ſtark
ein, daß viele Plätze in den Mittagsſtunden bereits vergriffen
waren.

Nietleben. Oeffentliche Gemeinderats- Sitzung am
Donnerstag, 23. Februar, abends 7 Uhr in Weickardts Lokal.

Bruckdorf. Bergmannsſchickſal. Auf der Grube Alwine
des Bruckdorf -Nietlebner Vereins ereignete ſich am Dienstag
morgen gegen 4 Uhr ein bedauerlicher Unglücksfall. Der Berg-
mann Scheck aus Bruckdorf, ein Familienvater, wurde von hinten
mit einem Förderwagen angefahren und erlitt erhebliche Quetſch-
ungen des Rückens und der Wirbelſänle. Der Verunglückte wurde
nach dem Bergmannstroſt transportiert.

Könnern, 21. Februar. Was hier noch mode iſt. Der
Mi Ludwig Helwig von hier war von demieſigen Schoffengericht zu Strafe (Das Urteil wurde in der
Strafkammer Halle von einem Aſſeſſor derartig leiſe verleſen,
daß es nicht zu verſtehen war.) verurteilt worden, weil er dem

ehackten Rind ſowie auch Schweinefleiſch zwei Sorten Prä-Wveſals zugeſetzt hatte. Gegen dieſes Urteil hatte Helwig bei

der Strafkammer Halle Berufung eingelegt. Der Angetlagte
ab die Verwendung der Salze zu, meinte aber, davon keine
hnung gehabt zu haben, daß die Salze eine geſundheitsſchäd-

liche Subſtanz enthalten. Auf Befragen des Angeklagten, ob
er denn gar nicht in der Tagespreſſe oder in Fachzeitſchriften
geleſen habe, daß die Verwendung des Schwefelſalzes gerade
jetzt ſtark verfolgt werde, erklärte er, er leſe keine Zeitungen
und habe von den Verboten auch nichts gehört. Jm Gegenteil,
die Salze würden in der Jnnung empfohlen und inBernburg uſw. in Büchſen mit Reil Anegunſſchriſten verkauft.

Auf dem Bilde der Büchſe befinde ſich ein Fleiſchermeiſter mit
der Hackmaſchine, der einen Schutzmann, der eingreifen will,
abweiſt. Er, Angeklagter, habe in gutem Glauben gehandelt.
Taiſächlich iſt die Sache auch nicht etwa von der Polizei in
Könnern, ſondern von Halle aus zur Unterſuchung gebracht
worden. Eine Frau, die früher bei dem Angeklagten beſchäf-
tigt war, hatte zwei Proben Gehacktes gekauft und dann in
Halle unterſuchen laſſen. Da ſtellte ſich heraus, daß das
Fleiſch Präſerveſalz enthielt.

Ein Sachverſtändiger erſter Jnſtanz bezeichnete die Salze
als ein Sachverſtändiger zweiter Jnſtanzdesgleichen meinte aber, Kaſelin enthalte keine Schwefel-
beſtandteile. Die geſundheitsſchädlichen Beſtandteile, die ſich in
dem Fleiſch befanden, könnten auch durch die Hackmaſchine, die
mit ſolchem Salz gereinigt worden iſt, in das Fleiſch hinein
gekommen ſein. dit Rückſicht darauf, daß die Belaſtungs-
zeugen nicht ganz einwandſrei erſchienen und eine Fahrläſſig-
keit dem Angeklagten nicht nachzuweiſen war, kam das Be
rufungsgericht zur Freiſprechung des Angeklagten. Der
Staatsanwalt hatte auf Grund der Selbſtbezichtigung des An
geklagten 50 Mk. Geldſtrafe beantragt. Die Poligzei, die ſich
ſonſt im politiſchen Leben um alle Kleinigkeiten kümmert, ſollte
ihr Augenmerk lieber mehr auf die Beachtung der zum Schutze
des Publikums erlaſſenen ſanitären Vorſchriften richten. Wie
chwer mag in kleinen Städten und Landorten auf dem Gebiete
er Nahrungsmittelbereitung noch geſündigt werden! Welt-

fremde Fleiſcher, wie Herr Helwig, die keine Zeitung leſen und
nicht wiſſen wollen, was in ihrem Berufe vorgeht, ſollten im
rei des Publikums belehrt werden, damit die Präſerve-
alzbüchſen, die durch das Bild des Schutzmannes geſchützt ſind,

auch aus Könnern und anderen Orten verſchwinden. Daß es
im Kulturlande Preußen noch Fleiſchermeiſter gibt, die keine
Zeitung leſen, erſcheint charakteriſtiſch für die zuweilen ſo ge-
prieſene Jntelligenz des Handwerkerſtandes.

Aus den Nachbarkreiſen.
Begirkstag des deutſchen Metllarbeiter-Verbandes,

Bezirk V, Sachſen-Anhalt.
Am Sonntag tagte in Nordhauſen eine Bezirkskonfe-

cenz des ö. Bezirks vom Deutſchen Metallarbeiter-Verbande,
an der über 100 Delegierte teilnahmen. Ebenfalls waren vom
Bezirksvorſtand 6 Vertreter anweſend. Die Leitung lag in
den Händen des Bezirksleiters Kollegen Voß Halle. Zur
Beratung ſtanden die Anträge zu der Pfingſten d. J. in Mann
heim ſtattfindenden 10. Generalverſammlung. Das einleitende
Referat hatte Kollege Röhr- Halle. Sein Referat war durch-
drungen von der Vorausſicht, daß der deutſchen Arbeiterſchaft,
und vor allem der in der Metallbranche Beſchäftigten, ſchwere
wirtſchaftliche Kämpfe bevorſtehen. Der Vernichtungsfeldzug
der Unternehmer auf die Organiſation ſei bisher an dem ge-
waltigen Damm der Arbeiterorganiſation zerſchellt und ſie
würden auch fernerhin nicht zu ihrem Ziele kommen. Die
klaſſenbewußte Arbeiterſchaft ſei ſich des Ernſtes der Situation
bewußt und ſie wird jeden Vernichtungsſchlag zu parieren
wiſſen. Dieſes ſei vor allem durch immer weitere Stärkung
der Finanzen möglich. An der Hand des vorjährigen Geſchäfts
berichts behandelt Redner zunächſt die Anträge, die vom Vor-
ſtand geſtellt. Der einſchneidenſte ſei wohl die Erhöhung der
Beiträge um 10 Pf. für männliche und 5 Pf. für weibliche
Mitglieder. Ferner der Antrag: „Bei Ausſperrungen, deren
Unterſtützung infolge ihres Umfanges nur mit außergewöhn-
lichen Mitteln möglich iſt, kann auf Beſchluß des Vorſtandes
die Unterſtützung für die erſten beiden Wochen ganz in Weg-
fall kommen und für die folgende Zeit auf die Unterſtützungs-
ſätze der Erwerbsloſenunterſtützung herabgeſetzt werden.“
Ebenfalls ſollen die Ortsverwaltungen nicht wie bisher
20 Proz., ſondern 10 Pf. bezw. 5 Pf. pro Beitrag für die ört-
liche Agitation zurückbehalten. Redner meint, daß die Anfor
derungen an den Verband immer mehr geſteigert würden, des
halb die Anträge des Vorſtandes berechtigt ſeien. Durch die

der Beiträge würden dem Kampffonds jährlich etwa
2 600 000 Mk. zufließen. Jm Jntereſſe der Kämpfe ſeien alle
dieſe Maßnahmen notwendig. Die Widerſtandskraft des Ver
bandes muß erhöht und für Verbeſſerung der Lohn- und Ar-
beitsbedingungen der Mitglieder Sorge getragen werden. Der
Antrag, der die Unterſtützung bei Ausſperrungen betrifft, falle
wohl ſchwer für die Mitglieder, doch müſſen die Opfer gebracht
werden, um den Beſtrebungen der Unternehmer, die Verbands
kaſſen zu leeren, Einhalt zu tun. Auch ſei es nötig, um den
Verband vor außerordentlichen Situationen zu ſchützen. Es
ſollen aber auch dadurch wirkliche Klaſſenkämpfer erzogen
werden, die einſehen, daß ſie Opfer zu bringen haben. Die
anderen Anträge ſeien zum Teil redaktioneller Natur, zum
Teil betreffen ſie kleine Aenderungen in den Unterſtützungs-
einrichtungen. Dieſe ſeien ganz unweſentliche und würden
auch keine große Diskuſſion entfachen. Redner geht nun auf
die einzelnen Anträge, die von den Zahlſtellen geſtellt und
Aenderungen in den Unterſtützungsformen, Zahlung um Fahr-
geld, Verſchmelzung einiger Zahlſtellen, Schaffung eines Fonds
zur Beleihung an Volkshäuſer uſw. ein und erſucht, keine
Aenderungen in den Unterſtützungseinrichtungen vorzunehmen
und den Anträgen auf Stärkung der Finanzen zuzuſtimmen.

Die nunmehr einſetzende Diskuſſion war eine recht rege,
viele Wünſche wurden laut, jedoch war man der Anſicht, daß
das Statut eine gewiſſe Ruhe bedürfe. Mit dem neuen Abſatz
in S 16, der die Unterſtützung bei Ausſperrungen regelt, iſt
man im Prinzip einverſtanden. Die Mitglieder würden den
Vorſchlägen des Vorſtandes in ſolchen Situationen folgen und
ſeien zum Bringen großer Opfer bereit. Jedoch wünſcht man
nicht die ſtatutariſche Feſtlegung. Für die Erhöhung der Bei-
träge wird das Für und Wider erörtert und von einigen Red-
nern die Einführung von Staffelbeiträgen oder die Einrich-
tung einer höheren Klaſſe gewünſcht. Auch will man ſtatt der
bisherigen 20 Prozent 12 bezw. 5 Pf. pro Marke für lokale
Zwecke zurückbehalten. Jn ſeinem Schlußwort geht Kollege
Röhr auf die einzelnen Wünſche ein und erſucht, die finan-
zielle Lage des Verbandes zu berückſichtigen. Es müſſe den
Mitgliedern klar gemacht werden, daß es das Mindeſte ſei, was
gefordert würde. Alles, was erhoben würde, käme nur den
Mitgliedern zugute und das Ziel, was ſich der Verband ge
ſteckt: Hebung der wirtſchaftlichen Lage ſeiner Mitglieder,
könne nur dadurch verwirklicht werden. Es folgt die Abſtim-
mung über die Anträge. Die Beitragserhöhung wird mit
großer Majorität angenommen. Ein Antrag, daß zur Gene-
ralverſammung vom 5. Bezirk nur werktätige Kollegen dele-
giert, ſowie zur Erhebung der Grundbeiträge eine Urabſtim-
mung ſtattſinden zu laſſen, wird abgelehnt. Ein Antrag aus
Jena, der die Umzugsunterſtützung betrifft, fand Zuſtimmung.
Zu dem neuen Abſatz zu S 16, der die Unterſtützung bei außer-
gewöhnlichen Ausſperrungen regeln ſoll, wurde folgende Reſo-
lution angenommen: Die heutige Konferenz des 5. Bezirks iſt
prinzipiell mit dem Vorſchlag des Vorſtandes einverſtanden,
wünſcht aber, daß es nicht ſtatutariſch feſtgelegt wird. Die An-
träge, der Ortsverwaltung 12 bezw. 5 Pf. zu belaſſen, ſowie
die Anträge, die die Unterſtützungseinrichtungen uſw. be-
treffen, werden angenommen. Gegen 6 Uhr war die Konfe
renz beendet. Kollege Voß Halle läßt kurz nochmals die ge-
pflogenen Verhandlungen Revue paſſieren, und hofft, daß die
Beſchlüſſe auch von den Mitgliedern Beachtung finden. Die
Opferfreudigkeit iſt wachgerufen und wird zum Beſten des
Verbandes dienen. Klaſſenkämpfer müſſen herangebildet und
jedes Mitglied muß ſo erzogen werden, daß es einſieht, daß es
ſeiner Klaſſe zu dienen hat. Mit einem Hoch auf den Deut-
ſchen Metallarbeiterverband ſchließt der Bezirksleiter die Kon
ferenz.

Paſſendorf. Jn der am 17. ds. Mts. abgehaltenen Gemeinde
vertreterſitzung wurden folgende Sachen verhandelt: Der
bisherige Steuererheber legt am 1. April d. J. ſein Amt nieder,
welches mit 200 Mk. jährlich honoriert wird. Reflektanten, die
1000 Mk. Kaution ſtellen können, ſollen ſich binnen 14 Tagen
ſchriftlich im Ortsrichteramte melden. Desgl. ortseingeſeſſene Be
werber für die zur ſelben Zeit frei werdende Stelle eines Ge-
meindedieners, welcher auch die Funktionen eines Schulhausmannes
mit zu verſehen hat. Verſchiedene Armenſachen, die z. T. zu Klagen
mit anderen Gemeinden geführt, werden erledigt. Für eine am
1. April anzuſtellende Gemeindeſchweſter wird eine Wohnung bereit
geſtellt. Sollte dieſe den geſtellten Anforderungen nicht genügen,
zahlt die Gemeinde 75 Mk. zu. Der Vertretung angehörende Mit
glieder des Schulvorſtandes berichten über Schulangelegenheiten.
Es wird dabei hervorgehoben, daß es trotz mannigfacher An
regungen und Beſchwerden bisher nicht möglich geweſen iſt, auch
nur vorbereitende Schritte zu unternehmen, um von anderen Ge-
meinden Schullaſtenbeiträge zu bekommen. Da bereits faſt ein
volles Jahr verſtrichen, daß die unter großen Opfern erbaute neue
Schule in Benutzung genommen, und es ſich bei den W
um namhafte Summen handelt, mißbilligt die Vertretung eine
derartige durch nichts zu entſchuldigende Verſchleppung ernſtlich,
und ſpricht die beſtimmte Erwartung aus, daß das Verſäumte nun
baldmöglichſt nachgeholt wird. Da eine Billettſteuer eingeführt
werden ſoll, um bei Rennen, Schauflügen uſw. die Gemeinde,
deren Triften und Wege dabei ruiniert werden, ſchadlos zu halten,wird der Gemehndebogſtand beauftragt, die beſtehende Vuſtbarteits

ſteuerordnung dementſprechend zu erweitern. Die zum Teil ſchon
ein halbes Jahr zurückliegenden noch unerledigten Wertzuwachs-,
Umſatz- und Bierſteuerſachen ſollen bis 1. April in Ordnung ge-
bracht werden. Ebenſo ſollen einige Beſitzer, die Gemeindewegelandwirtſchaftlich ausnutzen, die defir zu zahlende Pacht endlich

an die Gemeindekaſſe abführen.

Delitzſch. Funktionärſitzung. Freitag, den 24. ds. Mts.,
abends 9 Uhr, findet eine Sitzung der Partei und Gewerkſchafts-
vorſtände ſowie der Bezirksführer ſtatt. Tagesordnung: Lokal-
frage und Agitation. Wegen Wichtigkeit der zu verhandelnden
Fragen iſt das Erſcheinen aller Funktionäre erwünſcht.

Sangerhanſen. Kurſus-Teilnehmer! Den Teilnehmern
an dem Vortragskurſus zur gefl. Nachricht, daß der für morgen,
Donnerstag angeſetzte Vortrag wegen Behinderung des Genoſſen
Niebuhr ausfallen muß. Der nächſte Vortragsabend findet
am Donnerstag, den 2. März, ſtatt.

Sangerhauſen. Bahnprojekt Sangerhauſen Straß-
berg. Wie die Zeitung hört, wird dem im nächſten Monat hier
ſtattfindenden Kreistage die Bewilligung einer größeren Summe
als Beitrag zu den Koſten der eventuell zu erbauenden Bahnlinie
Sangerhauſen --Straßberg beſchäftigen.

S
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Man verlange ausdrücklich MAGGIs Suppen!?

Hohenleigziſch. Verein. Sonnabend, den 25. re findet unſere Mitgliederverſammlung ſtatt.

Vollzähliches inen der Genoſſen iſt Pflicht.

v u Ueber den Ausſtand in der hieſigenSchuhJnduſtrie wird berichtet: Es ſind bis jetzt in 54 Be
trieben 2691 Perſonen ausſtändig. Davon ſind 1851 männliche
und 840 weibl Arbeiter. Weiter gearbeitet wird in 82 Be-
trieben von 1100 männlichen und 250 weiblichen, zuſammen 1350
Arbeitern. Die Firmen, die voll weiter arbeiten, haben teils die
Forderungen der Arbeiter bewilligt, teils dieſe Forderungen noch
nicht erhalten. Der Fabrikantenverein beſchloß, daß die dem Ver-
ein angeſchloſſenen Fabrikanten, in deren Betrieben ein Teil der
Leute nicht in den Ausſtand trat, den ſtehen gebliebenen Leuten
kündigen und die Betriebe gemäß dem früheren Beſchluß des
Vereins geſchloſſen werden.

Leipzig. Zwei Todesurteile beſtätigt. Das Schwur-
ericht verurteilte den Landwirt Guſtav Sprenger, der denVeſiter Franz Guteck aus Reimerswalde vorſätzlich mit Ueber-

legung tötete, wegen Mordes zum Tode, während die Mitangeklagte
Guteck freigeſprochen wurde. Die beim Reichsgericht eingelegte
Reviſion ſowohl des S. gegen ſeine Verurteilung wie die der
Staatsanwaltſchaft gegen die Freiſprechung der G., wurden geſtern
vom Reichsgericht verworfen.

Ebenfalls verworfen wurde die beim Reichsgericht eingelegte
Reviſion des Artiſten Jakob Künzle, der in der Nacht des
11. Auguſt 1910 zwiſchen zwei Dörfern in Poſen den Fleiſcher-
meiſter Caſimir Koszyelsky aus Kurnik tötete und beraubte, und
vom Schwurgericht Poſen wegen Raubmordes zum Tode verurteilt
worden iſt.

Braunſchweig. Jugendlicher Scheckſchwindler. Ein
15 jähriger Kaufmannslehrling von hier entwendete ſeinem Chef
ein Scheckformular, füllte es auf 9760 Mk. aus und erhob das
Geld bei einer hieſigen Bank. Einem Arbeiter, der um den
Schwindel wußte, ſchenkte der i Schwindler 1000 Mk.
und ergriff dann mit ſeinem 16 jährigen Bruder die Flucht.

Allerlei.
Die Pest.

Wie der Gouverneur des Schutzgebietes Kiautſchau aus Tſingtau
meldet, iſt in den letzten Tagen anſcheinend ein Stillſtand im
Vordringen der Peſt eingetreten. Bis zum 8. Februar ſind von
dem chineſiſchen Gouverneur der Provinz Schantung im ganzen
551 Peſtfälle mit tödlichem Ausgang in ſeinem Verwaltungsgebiet
feſtgeſtellt worden. Davon entfallen 221 auf Tſchifu, 49 auf den
Kreis Tſimo, 16 auf die chineſiſche Kreisſtadt Kiautſchau (nicht zu
verwechſeln mit dem deutſchen Kiautſchaugebiet). Das deutſche
Schutzgebiet iſt peſtfrei. Die chineſiſchen Behörden bringen den
ſanitären Maßnahmen der deutſchen Behörden großes Verſtändnis
und bereitwilligſte Unterſtützung entgegen.

Das Erdbeben in Jtalien.
Wie nachträglich noch berichtet wird, ſind durch die letzten Erd

ſtöße in den Städten Beſema, Moldola und Miola arge
Verwüſtungen angerichten worden. Eine Anzahl Häuſer
iſt eingeſtürzt wobei viele Perſonen verletzt wurden. In den
Gefängniſſen entſtand eine große Panik. Die geſamte Bevölkerung
der genannten Städte kampierte während der Nacht im Freien.
Wie der Direktor des Obſervatoriums in Florenz mitteilt, ſind
für 23 2., 18., 30. und 31. März wieder ſtarke Erdſtöße zu
erwarten.

Eine feine Nummer.
Das Nürnberger Schöffengericht verurteilte den Oberleut-

nant a. D. Franz Kopp wegen Diebſtahl in zehn Fällen
und wegen Unterſchlagung in zwei Fällen zu ſieben Mo-
naten 15 Tagen Gefängnis. Kopp hatte in den meiſten
Fällen Paletotdiebſtähle in Caffes begangen.

Waſſerſtände.
E bedeutet über, unter Nulh).

Unſtrut und Saale. Fall Wuchs
Artern, Brückenpeg. 20. Febr. 0,48 21. Febr. 0,582 (0,04
Nebra, Oberpegel 2,24 r2,34 (0,10Urnterpegel. e T 1,66 l ,86 (0,20Weißenfels, Oberpg. 2,52 2,80 (0,28

Unterp. r1,52 1,98 (0,36Trotha 2,40 -3,36 (0,96Alsleben, Oberpegel 2,44 2,60 (0,14Unterpegel 78 2,86 1,08Bernburg r 32 92,33 1,01Kalbe, Oberpegel 1.74 r1,98 (0,24Unterpegel 1,06 2,08 1,02
Elbe.

Dresden 20. Febr. --0,22 21. Febr. 1,52 1,74
Torgau 1,82 r2,94 1,12Wittenberg 2,58 2,82 (024Roßlau e e e -2,05 9 -2,40 0,35BDaxrby 2,12 2,73 (0,61Magdeburg Tr 1,56 2,04 (0,48
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Ausſchreibung.
Die Renovierungs und Reparaturarbeiten

im Volkspark Burgſtraße 27) ſollen vergeben
werden, und zwar müſſen

die Pflaſterarbeiten
(mittl. Gartenweg mit Moſaikpflaſter und Hofraum
mit Eisl. Schlacken) möglichſt ſofort ausgeführt
werden.

Das Streichen der Gartentiſche und Stühle
ſoll ebenfalls umgehend in Angriff genommen werden.

Die Erneuerung des großen Saales

kann erſt Mitte Mai erfolgen.
Offerten für jede der drei Arbeiten wolle man bis

zum 1. März er. an das Parteiſekretariat Harz 42/43
gelangen laſſen, woſelbſt auch die Bedingungen ſowie
alles nähere eingeholt werden können.

Die Volkspark- Verwaltung.

irre rer

ver S HEGG Suppen v
rerwendet. Nur mit Wasser Kurze Zeit zu Kochen.
Nehr als 30 Sorten, Ein Würfel zu 10 Pfg. gibt 28 Tollor.
Ebenso gehaltvoll und kräftig im Geschmack wie die besten
selbst gemachten Fleischbrühsuppen.

„MAGGls gute, sparsame Küche“.
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Rllerlei.
Sturmverheerungen.

Durch den ſeit einigen Tagen in Mitteleuropa herrſchenden
ſchweren Sturm ſind im internationalen Telegraphen und Tele
phonverkehr ſehr erhebliche Störungen eingetreten. Die Leitungen
ſind vielfach vom Sturm, der an einzelnen Stellen große Schnee
maſſen mit ſich führte, zerriſſen worden. Jn der großen Zentral
ſtelle es deutſchen Verkehrs, im Berliner Haupttelegraphenamt,
ſind a der vierte Teil der Leitungen des Geſamt-
ver! geſtort. Normal geblieben iſt nur der Telegraphen-
ten nach England und Holland und die ſüdliche Leitung nach

eſterre ich

re Cuxhaven dauert das Sturmwett
reffe

er an. Fortlaufend
beſchädigte Schiffe ein. Jn ſchwerer Nordweſtbön aus

es Segelſchiff ge-iſt auf Vogelſand ein großes engliſ
ſtrandet.

Schiffskataſtrophe.
Der Dampfer Monparls iſt bei Gibraltar geſunken.

17 Mann der Beſatzung ſind umgekommen. Weitere Einzel-
heiten fehlen noch.

Kleines Allerlei. Die Einwohnerſchaft von alza iſt
von neuem in große Aufregung verſetzt worden. Jn der Nähe
der katholiſchen Marienkirche, die am Karfreitag des Jahres 1909
durch große Erdſenkungen zum größten Teil zerſtört worden iſt,

hat ſich ein trichterförmiges drei Meter breites und zwei Metertiefes, mit Waſſer tie Loch gebildet. Die Polizei hat di
telle abgeſperrt. Unweit vom Orte Kevela im Rheinla d

wurde ein Revierwächter, der mit zwei Jägern Wilderéer
aufgeſpürt hatte, von einem Wilderer erſchoſſen. Die Jäger
feuerten mehrere Schüſſe auf die fliehenden Wilderer ab, wobei
einer von den letzteren ſchwer verletzt zuſammenbrach und ſpäter im
Geſtrüpp aufgefunden wurde. Jn Alſenborn GRheinpfal)
wurde der Friſeur Feierabend, als er im Löwenkäfig den
Menageriebeſitzer Wieſer raſierte von den Löwen angefallen
und ſo ſchwer verletzt, daß er im Krankenhauſe ſtarb.

wo SEosechſtunde der Redaktion von 1012 bis 161 Uhr.

Knorr's
seit über 40 Jahren als

Leichtverdauliche Speise für

Hafermehl
zuverlässige Kindernahrung
bekannt und bewährt. Einzig richtiger Zusatz zur Kuhmilch.

Schüler und Kranke.

Nur in Originalpaketen von und kg. Jedes Paket erhält einen Gutschein.

Verlangen Sie die Prämienliste von der Firma
C. H. Knorr A.-G., Heilbronn a. N.
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Fin grosser Posten

Herren- und Knaben-
Anzug- und Paletotstoffe

kommt

zu ganz besonders billigen Preisen
zum Verkauf.

Diese Stoffe sind im Parterre unseres Geschäftshauses auf

Brummer Benjamin
Grosse Ulrichstr. 22/23. F
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Extratischen ausgsloegt.

e Burge-Slzenter,
Sonnabend den 25., Februar, abends S Vhr:
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Hationales Organ zur Vernichtung
der Sozialdemokratie.

eine Fastnachfszeitung,
voll des sprudelnden hlumors und der beißendsten
Satgre, mit trefflichen Karrikafuren geschmüäckt.

Preis der ackktsetfigen Dummer nur 10 Pfg.
Besteliungen erbitten umgehend an die Cxpedienten oder direkt

Volksbuchhandlung,
tieſe a. S., Harz 42/43.

an die

Wer lachen will, der kaufe!
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ſtets vorrätig.
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in reichster Auswahl, gediegener Arbeit
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Spezialität:

Komplette Wohnungs-
Einrichtungen
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Alle Parteigchriften zu beziehen durch die Volks Buchhandlung.

lichſt eingeladen.
aus all.Alle werten Vereine, Freunde und Gönner ſind hierzu freund-

Freie Volksbühne, Merseburg.

Ernst Ronner, 14 Rurktplaß 14.

Sonntag den 5. März abends 8 Vhr
in der „Kaiser Wilhelms alle

Grosser Theater- Abend.
Zur Aufführung gelangt:

Kunderitausend Taler.
Grosse Posse mit Gesang in 3 Akten.

Frogramms im Vorverkauf 20 3 (an der Abendkasse 25
sind bei allen Mitgliedern und in den Konsum-Verkaufsstellen
zu haben.

Um regen Zuspruch bittet Der Vorstand.
Nach dem Theater: B A L L.

viiſig!Crtra
200 Männer- Serie

Stoghoson in Die r

200 Männer- Serie II
Stoffhosen nur 2.20 Mk.in eleganten Farben.

verſe iſi
nur 2.65 Mk.

in dunklen modernen
Muſtern.

Serie IV
nur Z. 80 Mk.

in braunen, hellgeſtreiſt.
u. karierten Modefarben.

W Von der Tatſache dieſer Angebote ditte ſich im
Schaufenſter zu überzeugen.

Auch für ſtarke Herren in allen Preislagen vorrätig.
Trotz der Ausnatzmepreiſe 5 Prozent Rabatt.

Männer-200 Stoff hosen

200

e

d F 44Eichendorffstr. 3. Lichendorffstr. 3.
Sonntag den 26. Februnr:

4Ewwhhn Okkeptlſcter Magen Be

mit Proeis-Ven teilung

Restaur, Golddener Stern

nach Vereinbarung vergütet.

Louis Schwarz u. Co.
Achtungsvoll E. Knobloch. J

—=ZDA e

Wir ſuchen für dauernde Beſchäftigung
Vorzeichner für Kexrel- und Apparatebeu, tüchtige Ressel-

Schmiede und dutogene Schweisser
gegen hohen Lohn. Angebote ſind unter Beifügung von Zeugnis-
abſchriften und Angabe der Lohnanſprüche einzureichen.

Wohnungen werden auf Wunſch nachgewieſen, Umzuggskoſten

hin Aenſtu. Haus
mädchen für ſof. u. 1. 4. ſucht

Louise Bärwinkel,
gewerhsmäs-ige Stellenvermlttlerin,

h I

Preis 1.00 Mk.

IRnterröeke,

Eleganta Baillfächer
in Holz, Celluloid und Gago.

C. N. Es ter
Leipzigerstrasse 90.

Geröstete Kaffees
von Mk. 1.40 bis Mk. 2.
empfiehlt in vorzügl. Qualitäten
(ar do Breiteſtr. u. Markt

platz, im Turm.

Christenhelt.

warbara Ubryk
derDie gloſterzrènel zu Krakau.

Preis 1 Mk. Porto 20 Pfg.

Klostergräusel,
8 Aus den Gedenkblättern einer

geweſenen Nonne.
KNlöster und Mönche

Porto 20 Pfg.

beheinnisse der luawiväion

Preis 1.35 Mk. Porto 30 Pfg.
Zu beziehen durch die
Volks Buchhandlung.

Halle a. S., Harz 4243.

Tur Kopſirmatſon
empfehle

Aleiderste
ſchwarz, weiß und

weiß und fardbig,

Korsetten,Hemcden U.
zu allerbilligſten Preiſen.

M. Gottheil,
J Gr. Klausfſtr. 9. Ecke Oteariusstr.

Arhejtsmarkt
Wir ſuchen noch aitereim Anſchlagen dw

Scohlossoſ
ür dauernde Arbeit (Bau und

agenſchloſſer bevorzugt).

Ludw. Katho Sohn,
Halle, Karossertewerke.

Laubere; Dlengtmädchen
15 bis 18Jahre, findet zum 5. März

angenehme Stellung bei

K. Bäumler, Bäckerel,
Efsle Ramtorstrasso

9 17.
mere 7 9 6 Ac,
Kaſſen frei, findet Stellung bei

Merſeburgerſtraße 9. K.Bäuwler, Eisleben. areter

Ein paar tüchtige Geschirrführer für
dauernde Beſchäftigung geſucht.

Maschinen- und Dawpfkesselfabrik, Dortmund. Ed. Lineke 8 Ströfer, Xieileben.
r de Inſerate veranwwortlich: Rob. Jlg ne r. Druck de r Halleſch. Genoſſenſch.Buchdryrck. (E. G m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Gro jetzt A. Jä h ni 4. Saml. i. Halle a.
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